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ZÄH%>ng Kupper, -  Zur Geschichte des Reichskonkordats

daß WIT die Botschaft von Jesus NUur in dem von d‘ér 'ap»ost‚'ölisclien Kirche als
Zeugnis un: Predigt ihres Glaubens verfaßten Neuen Testament finden, das
Bericht und geistgewirktes Verständnis des Geheimnisses der Person esu
einem ist Wer einen historischen Jesus sucht und gleichzeltig dieses Urteil
verwirft, dem verschließt sich das Neue Testament VO vorneherein und VON

seinem Wesen her. Der wahre, der wirkliche Jesus eröffnet sich 1Ur 1n dem
Maße, als sich einer qauf den Ruf einlält, der aus dem Munde esu ih
geht, dem also, der Jesus aqals den Christus Z glauben bereit ist. Damit ist
die Bedeutsamkeit einer sachgemäßen, _historiäch-kritischen Methodi_k weder
geleugnet och abgeschwächt. Ks ist aber ohl esagt, dafß jede och sach-
liche Forschung die Gestalt Jesu nicht erreicht,; wenn S16 sıch VO  an vornherein
der Grundhaltung verschließt, die das Neue JTestament auf jeder Seite tor-

dert dem Glauben d Jesus Christus als den Sohn Cottes

Zur Geséhichté des Reichskönkordats '
eschichte des Vefhandlüngsabléufs schen Osfern 1933Ein ‘ Beitrag LT und.der Katifikation des ankordats

ALFÖN$4K__UPPEI{
Ein VOTLT wenigen Wochen in d_ies;ér Z HSCHhTIft erschienener A"u%satz des Jang-
jährigen und vertrautenMitarbeiters des kürzlich verstorbenenPapst1USAIl »

des Herrn Pater Leiber}, gibt Anlafß, erneut versuchen, auf der Grundlage
der heute bekannten un zugänglichen Quellen die letzte und entscheidende
Phase des 14jährigen Kıngens das Reichskonkordat darzustellen. Kıin sol-
cher Versuch erscheint gerechtfertigt, da seit den etzten Darstellungen A  “ WwWel-
teres Quellenmaterial erschlossen werden konnte. och mu{fß auch gleich
Beginn Sesa werden‚ dS auch Jetzıgen Zeitpunkt noch nicht\ @églich

Leiber, Pius XIL In dieser 250hr. '163 (1958/59) 81100
D Deuerleın, Das Reichskonkordat. Beiträge Vorgeschichte, Abschluß un Vollzug

des Konkordats zwischen dem Heilıgen Stuhl und dem Deutschen Reich Vom Juli 1933
Düsseldort 1956 (Zit.: Deuerleın, Vgl dazu: K. Morsey In: Theologısche Revue,
55 195€, Sp 19—24; Sımmel, Um die Gültigkeit des Reichskonkordats, diese Zschr.
15383 (1956/5€C) GLET:: CL Bauer, Das Reichskonkordat. Hochland (1956/57)

Bracher, Nationalsoziahistische Machtergreifung und Reichskonkordat. kın Gutachten
ZU  — Frage des geschichtlichen Zusammenhangs un der politischen Verknüpfung VO  -

Reichskonkordat un: nationalsozialistischer Revolution. rsg. Hessischen Landes-
reglerung. Wiıesbaden 1956 (jetzt auch vorliegend IN: Der Konkordatsprozels. Veröffent-
lıchungen des Instituts 1Ur Staatslehre un Politik e V Maiınz, VIL.Hrsg. VO  - F. Giese
und Frhr V (). der Heydte. München © 94/—1021). Dazu vgl Bauer, 3 E Bn E SI-
sterhenn, Nationalsozialıstische . W ertigkeit‘” des Reichskonkordats. Zu einem historisch-
poliıtischen utachten VOL Karl Dietrich Bracher. In Deutsche Jagespost, 9, 1956., Nr.
vVvom 28. Maı 19506; R. Leiber, zu: Karl _ Dietrich Bracher, Natiıonalsozialıistische Macht-
ergreifung und Reichskonkordat. ‚ Aprıl 1950, Hessische Landesregierung, Wiesbaden.

Tei1 11 ‚„Der Weg ZU. Reichskonkoréat“, 44—_ 534 (unveröffer_1tlicht) ]
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des Réicfiskonicérdété
ist, CLn efidgültıge Darstellung des V-erh3ndlungsablaufs von April
tember 19353 geben: Z viele noch offene Fragen können Immer noch nıicht
hbeantwortet werden?. Es bleibt hoffen, daß-weitere Forschungen auch
diesen Punkten bald einem klareren Wissen das Geschehen führen
werden.

Die Ansätze ZUT Uerwirklichufzg des Reichskonkordats
HKıs ist bekannt, da{fß durch den Reichswehrministef Kabinett Papen, Ge-

neral 'Oll Schleicher., die Konkordatsfrage erneut 1nNs Rollen gebracht worden
Wäar. Im Juli des Jahres 19392 richtete er den Krzbischof VO Paderborn
e1in Schreiben der Kinrichtung der Militärseelsorge*. Es W ar Wunsch
des Rejéhgs‚ es möchte endlich eC1Ne eXemte Militärseelsorge eingerichtet. wer-
den, als’ deren Vorbild insbesondere talien vorschwehte. In Beantwortung
dieses Schréibéns, das dem HI. Stuhl Zu  _ Kenntnis gebracht worden WAar, rich-
tete Kardinalstaatssekretär Pacelli ıunter dem 25 Oktober 1932 ein Pro-
emorla an die Reichsregierung®, dem die grundsätzliche Bereitschaft des
HI Stuhles ausgesprochen wurde, ber den Wunsch der Reichsregierung ach
Bestellung 1N€S exemten Militärbischofs iın Verhandlungen einzutreten.
Gleich;eiüg aber wird Übereinstimmung mıt einer schon früher gegebenen
Stellungnahme die Reichsregierung ersucht, „,daf eiIN1ge, die Interessen der
katholischen Kirche Deutschland besonders angehenden Hragen, die in den
mıt den Einzelländern abgeschlossenen Konkordaten mıt Rücksicht auf die
Zuständigkeit des Reichs nicht einbezogen werden konnten, gleichzeltig einer
befriedigenden Regelung zugeführt werden‘“. Hs werden in dem Pro -Memoria
sodann vier Punkte aufgeführt, deren Regelung der HI Stuhl dringend
interessiert ist:

Streichung des S 67 Personenstandsgesetz, Beseitigung der Stratbe-
stimmung (aus der Kulturkampfzeit stammend), ach der Geistliche be-
straft w7rden, aqch W: sS1E QUuUSs unaufschiebbaren Géfiswnsgründen eiINe

Kıne der wichtigsten noch offenen Fragen .ist dıe nach der Rolle, die der ehemalıge
Zentrumsvtvorsitzende und Reichstagsabgeordnete Prälat Kaas beı den Konkordatsverhand-Jungen gespielt hat.

Dringend erwUnscCht ware uch für-dıese Fragen des Reichskonkordats, da{flß Altreichs-
kanzler Dr Brünmng endlich seine se1it langem angekündigten- Erinnerungen vorlegen
möchte.

Verfasser dieses Aufsatzes ho{ft, iın absehbare eıt ıne größere Darstellung der (n
samtgeschichte des Reichskonkordats auft Grund eingehender Forschungen vorlegen
können. Aus diesem Grund sollen dieser Stelle auch keine Auseinandersetzungen mıt
abweichenden MeinunSCH Aerfolgen ; diese sollen der geplante@ größeren Darstellung vor-
behalten bleiben.

Nach Auskunft des Archivars ım Erzbischöflichen Gén'eralvikariat Paderborn lıegt
dieser Briıeft Schleichers nıcht mehr VOTL,: Er muß beiım Brand des Erzbischöflichen Hauses
und des Generalviıkariats miıt vielen anderen Dokumenten‘ vernichtet worden sSeE1IN.

Abschriftft Akten des Deutschen Auswärtigen Amtes, (H Vat 360/32) Anlage 11 Vat
129; Londoner ‚ Sı nıerung (künftig E 4606306/383. In Documents Germany
Koreign Policy —  ‘9 Series Vol IThe Third Reich First Phase January bıs
Oetober 14. 19833 London 195€, ist eın eıl der Akten AUSs der genannten Zeit ın englischer
Übersetzung veröffentlicht. Das ben genannte Pro-Memorıa ist hier als Dokument _N 5: 145,

266 if ayufgeführtT Documents 1, 7 Dok.No.
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B  E N  RN  pp  kirchhche Ehe ;s'6r éefn* Vbllzug d%Z1vflaktes eifisegth Das Pré)éMemoriia  nimmt dabei bezug auf die Punktation vom Jahre 19216, in der dieser Punkt  schon enthalten war.  2. Zusage, daß ein zu erlassendes Reichsgesetz über die Ablösung der Staats-  leiétungen an die Kirche nach Artikel 138 Abs. 1 WRV nicht ohne vorheriges  freundschaftliches Einvernehmen mit dem Hl. Stuhl erlassen werde.  3. Verbindliche Zusage, bezüglich des Schutzes der konfessionellen Schule  und des Religionsunterrichtes.  4. In Übereinstimmung mit der Erklärung des Reichsaußenministers vom  13. November 19207 eine bindende Zusicherung, daß etwaige Änderungen  der Verfassung oder der Gesetzgebung des Reichs die in den Länderkonkor-  daten anerkannten Rechte und Freiheiten der Kirche nicht beeinträchtigen.  .. Wie aus einer für den Reichsaußenminister Frhr. von Neurath angefertig-  ten Aufzeichnung des Vatikanreferenten im Auswärtigen Amt, Legationsrat  Menshausen, vom 5. April® hervorgeht, fanden über diese Wünsche des  Hl. Stuhles eingehende Ressortberatungen der verschiedenen für diese Fra-  gen zuständigen Ministerien statt. „Eine eingehende Prüfung der Sonder-  wünsche durch das zuständige Reichsministerium des Innern bzw. das Reichs-  justizministerium führte zu der mit Schreiben des Reichsinnenmi.ni_}steriums  6 Diese „‚Vatikan-Punktation‘‘ stammt vom 15. November 1921. Sie wurde auf Ersuchen  des damaligen Reichskanzlers Dr. Wirth vom Nuntius Pacelli der Reichsregierung über-  reicht und enthielt die Punkte, die nach Auffassung des Hl. Stuhles in dem von der Reichs-  regierung geplanten Reichskonkordat geregelt werden sollten. Diese Punktation wurde  inzwischen fast gleichzeitig an zwei völlig verschiedenen Fundorten unabhängig voneinan-  der aufgefunden. Vgl. dazu: A. Kupper, Schon Josef Goebbels war dagegen. In: Echo der  Zeit, 1958, Nr. 30 vom 27. Juli 1958. Hier wird lediglich eine Inhaltsangabe der im Geh.  Staatsarchiv München gefundenen Abschrift der Punktation geboten. Der volle Wortlaut  ist wiedergegeben bei: R. Morsey, Zur Vorgeschichte des Reichskonkordats aus den Jah-  ren 1920 und 1921. In: Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte. Kan. Abt.  XLIV, 1958, 237—267. Der hier veröffentlichte Wortlaut ist der eines im Deutschen Zen-  tralarchiv Potsdam aufgefundenen Exemplars, das in Randbemerkungen Änderungsvor-  schläge des Sachbearbeiters im Ausw. Amt enthält. Die hier in Frage stehende Formu-  lierung der Punktation (  Übersicht zu entnehmen.  Art. I Abs. 5) ist aus der als Anhang II beigegebenen syäloptischen  7 Diese Erklärung lautet:  „„Die Reichsregierung hat ke  ine Be&enken dagegen, daß die Konkordatsverhandlungen  zwischen dem Heiligen Stuhl und der Bayerischen Regierung weitergeführt und zum ÄAb-  schluß gebracht werden. Die Vorlage des Konkordats an das Reichskabinett vor Einbrin-  gung im Bayerischen Landtag wird dem Reichskabinett Gelegenheit bieten zu prüfen, ob  die Bestimmungen des Konkordats mit der Reichsverfassung in Widerspruch stehen.  Es herrscht Einverständnis darüber, daß das mit Ba  durch spätere Reichsgesetze nicht berührt wird.‘“  yern abgeschlossene Konkordat  Abschrift dieser Erklärung befindet sich im Geheimen Staatsarchiv München (zit.:  GStA München) (Fasz. Gesandtschaft Päpstlicher Stuhl 972, Blatt 145), ohne Aktenzeichen  (zit.: AZ.), versehen mit der handschriftlichen Überschrift: „Erklärung des Ministers des  Äußern Simons an Msgr. Pacelli vom 15. November 1920. (Die gleiche Erklärung wurde  später von der Reichsregierung auch der Bayer. Regierung abgegeben.)“‘  In einem persönlichen Brief des Ministerialrats im Ministerium des Äußern, München,  Paul Frhr. von Stengel, an, den‘ ihm befreundeten Bayerischen Gesandten beim Hl. Stuhl,  Otto Frhr. von Ritter zu Groenesteyn, vom 26. November 1920 (GStA München, Ges. Päpstl.  Stuhl 976, Bl.522) wird diese Erklärung Minister Simons ebenfalls angeführt. Vgl. auch  Bericht der Bayer. Ges. b. Hl. Stuhl vom 28. 11. 1920, über eine Unterredung mit Kardinal-  staatssekretär Gasparri, bei der dieser auf diese Erklärung angespielt habe (GStA Mün-  chen, Ges. Päpstl. Stuhl 972, BlI. 146).  8 Anlage zu II Vat. 129, LS: E 460617/20.  280B  E N  RN  pp  kirchhche Ehe ;s'6r éefn* Vbllzug d%Z1vflaktes eifisegth Das Pré)éMemoriia  nimmt dabei bezug auf die Punktation vom Jahre 19216, in der dieser Punkt  schon enthalten war.  2. Zusage, daß ein zu erlassendes Reichsgesetz über die Ablösung der Staats-  leiétungen an die Kirche nach Artikel 138 Abs. 1 WRV nicht ohne vorheriges  freundschaftliches Einvernehmen mit dem Hl. Stuhl erlassen werde.  3. Verbindliche Zusage, bezüglich des Schutzes der konfessionellen Schule  und des Religionsunterrichtes.  4. In Übereinstimmung mit der Erklärung des Reichsaußenministers vom  13. November 19207 eine bindende Zusicherung, daß etwaige Änderungen  der Verfassung oder der Gesetzgebung des Reichs die in den Länderkonkor-  daten anerkannten Rechte und Freiheiten der Kirche nicht beeinträchtigen.  .. Wie aus einer für den Reichsaußenminister Frhr. von Neurath angefertig-  ten Aufzeichnung des Vatikanreferenten im Auswärtigen Amt, Legationsrat  Menshausen, vom 5. April® hervorgeht, fanden über diese Wünsche des  Hl. Stuhles eingehende Ressortberatungen der verschiedenen für diese Fra-  gen zuständigen Ministerien statt. „Eine eingehende Prüfung der Sonder-  wünsche durch das zuständige Reichsministerium des Innern bzw. das Reichs-  justizministerium führte zu der mit Schreiben des Reichsinnenmi.ni_}steriums  6 Diese „‚Vatikan-Punktation‘‘ stammt vom 15. November 1921. Sie wurde auf Ersuchen  des damaligen Reichskanzlers Dr. Wirth vom Nuntius Pacelli der Reichsregierung über-  reicht und enthielt die Punkte, die nach Auffassung des Hl. Stuhles in dem von der Reichs-  regierung geplanten Reichskonkordat geregelt werden sollten. Diese Punktation wurde  inzwischen fast gleichzeitig an zwei völlig verschiedenen Fundorten unabhängig voneinan-  der aufgefunden. Vgl. dazu: A. Kupper, Schon Josef Goebbels war dagegen. In: Echo der  Zeit, 1958, Nr. 30 vom 27. Juli 1958. Hier wird lediglich eine Inhaltsangabe der im Geh.  Staatsarchiv München gefundenen Abschrift der Punktation geboten. Der volle Wortlaut  ist wiedergegeben bei: R. Morsey, Zur Vorgeschichte des Reichskonkordats aus den Jah-  ren 1920 und 1921. In: Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte. Kan. Abt.  XLIV, 1958, 237—267. Der hier veröffentlichte Wortlaut ist der eines im Deutschen Zen-  tralarchiv Potsdam aufgefundenen Exemplars, das in Randbemerkungen Änderungsvor-  schläge des Sachbearbeiters im Ausw. Amt enthält. Die hier in Frage stehende Formu-  lierung der Punktation (  Übersicht zu entnehmen.  Art. I Abs. 5) ist aus der als Anhang II beigegebenen syäloptischen  7 Diese Erklärung lautet:  „„Die Reichsregierung hat ke  ine Be&enken dagegen, daß die Konkordatsverhandlungen  zwischen dem Heiligen Stuhl und der Bayerischen Regierung weitergeführt und zum ÄAb-  schluß gebracht werden. Die Vorlage des Konkordats an das Reichskabinett vor Einbrin-  gung im Bayerischen Landtag wird dem Reichskabinett Gelegenheit bieten zu prüfen, ob  die Bestimmungen des Konkordats mit der Reichsverfassung in Widerspruch stehen.  Es herrscht Einverständnis darüber, daß das mit Ba  durch spätere Reichsgesetze nicht berührt wird.‘“  yern abgeschlossene Konkordat  Abschrift dieser Erklärung befindet sich im Geheimen Staatsarchiv München (zit.:  GStA München) (Fasz. Gesandtschaft Päpstlicher Stuhl 972, Blatt 145), ohne Aktenzeichen  (zit.: AZ.), versehen mit der handschriftlichen Überschrift: „Erklärung des Ministers des  Äußern Simons an Msgr. Pacelli vom 15. November 1920. (Die gleiche Erklärung wurde  später von der Reichsregierung auch der Bayer. Regierung abgegeben.)“‘  In einem persönlichen Brief des Ministerialrats im Ministerium des Äußern, München,  Paul Frhr. von Stengel, an, den‘ ihm befreundeten Bayerischen Gesandten beim Hl. Stuhl,  Otto Frhr. von Ritter zu Groenesteyn, vom 26. November 1920 (GStA München, Ges. Päpstl.  Stuhl 976, Bl.522) wird diese Erklärung Minister Simons ebenfalls angeführt. Vgl. auch  Bericht der Bayer. Ges. b. Hl. Stuhl vom 28. 11. 1920, über eine Unterredung mit Kardinal-  staatssekretär Gasparri, bei der dieser auf diese Erklärung angespielt habe (GStA Mün-  chen, Ges. Päpstl. Stuhl 972, BlI. 146).  8 Anlage zu II Vat. 129, LS: E 460617/20.  280kirchliche Ehe VOT dem Vollzug des Zivilaktes e'msegnen; Das Pro-Memoria
nımmt dabei bezug auf die Punktation VO Jahre 1921 ın der dieser Punkt
schon enthalten WÄärT.

Zusage, dafß e1in erlassendes Reichsgesetz über die Ablösung der Staats-
leistungen an die Kirche nach Artikel 1338 Abs WRV nicht ohne vorheriges
freundschaftliches Einvernehmen miıt dem Hl Stuhl erlassen werde.

Verbindliche Zusage, bezüglich des Schutzes der konfessionellen Schule
und des Religionsunterrichtes.

In Übereinstimmung miıt der Erklärung des Reichsaußenministers VO
13. November eine bindende Zusicherung, daflß etwalge ÄAnderungen
der Verfassung oder der Gesetzgebung des Reichs die den Länderkonkor-
daten anerkannten Rechte und Freiheiten der Kirche nicht beeinträchtigen.

16 aus einer für den Reichsaußenminister FErhr VOoO  b Neurath angefertig-
ten Aufzeichnung des Vatikanreferenten 1im Auswärtigen Amt, LegationsratMenshäusen, VOoO 9. April® hervorgeht, fanden ber 1656 W ünsche des
HI Stuhles eingehende Ressortberatungen der verschiedenen für diese Hra-
SCH zuständigen Ministerien STA ‚„„Eine eingehende Prüfung der Sonder-
wünsche durch das zuständige Reichsministerium des Innern bzw. das Reichs-
jugfizm inısterıum führte der mıt Schreiben des Reichsinnenmi.ni_}steriums

6 Diese ‚‚ Vatikan-Punktation“®“® stammt VOo November 19921 Sıe wurde auf Ersuchen
des damalıgen Reichskanzlers Dr. Wirth VOoO Nuntius Pacellı der Reichsregierung über-
reicht und enthielt die Punkte, die ach Auffassung des Stuhles in dem VOo  — der Reichs-
reglerung geplanten Reichskonkordat geregelt werden sollten. Diese Punktation wurde
inzwischen fast gleichzeıtig welı völlig verschiedenen Fundorten unabhängig voneinan-
der aufgefunden. Vgl dazu Kupper, Schon Josef Goebbels War dagegen. In Echo der
Zeıit, 1953, Nr. VO Julı 1958 Hıer wırd lediglich ine Inhaltsangabe der Im Geh
Staatsarchıv München gefundenen Abschrift der Punktation geboten. Der volle W ortlaut
ist wıedergegeben beı Morsey, Zur Vorgeschichte des Reichskonkordats aus den Jah-
Te  - 1920 und 1921 In Zeitschrift der Savıgny-Stiftung für Rechtsgeschichte. Kan. Abt.
ALILV, 1958, 237967 Der hier veröffentlichte VWortlaut ist der eines im eutschen Zen-
tralarchıv Potsdam aufgefundenen Exemplars, das ın Randbemerkungen Änderungsvor-schläge des Sachbearbeiters im Ausw. Amt enthält. Die hıer In Frage stehende Formu-
lierung der Punktation
Übersicht entnehmen.

Art. Abs 9) ist A2US der als Anhang I1 beigegebenen syfloptischen
Diese Erklärung lautet:

‚„‚Die KReichsreglerung hat keine Be&enken dagegen, daß die Konkordatsverhandlungen
zwıschen dem Heiligen Stuhl und der Bayerischen Regierung weitergeführt un A Ab-
schlu{3 gebracht werden. Die Vorlage des Konkordats das Reichskabinett VOT Einbrin-
gung iIm Bayerischen Landtag WIT dem Reichskabinett Gelegenheit bieten prüfen, ob
die Bestimmungen des Konkordats mıt der Reichsverfassung ın Widerspruch stehen.

Es herrscht Kınverständnis darüber, dafßi das mıt Ba
durch spätere Reichsgesetze nıcht berührt Wird.””

yCLrmMn abgeschlossene Konkordat
Abschrift diıeser Krklärung befindet S1C im Geheimen Staatsarchiv München (zit.:StA München) (Fasz. Gesandtschaft Päpstlicher Stuhl 9(2, Blatt 145), hne Aktenzeichen

(zıt.: A} versehen mıt der handschriftlichen Überschriuft: „KErklärung des Minısters des
Äußern Sımons Msgr. Pacelli VoO November 1920 (Die gleiche Erklärung wurde
später VO  - der Reichsregierung auch der Bayer. Regierung abgegeben.)““

In einem persönlichen Brıef des Ministerilalrats 1m Ministerium des Außern, München,
aul Frhr. VoO  — Stengel, an.den' ıhm befreundeten Bayerischen Gesandten beım HI Stuhl,
tto Frhr VO  = Rıtter Groenesteyn, vom November 19920 München, Ges Päpstl.
Stuhl 976, B1. 522) wırd diese Erklärung Minıster Sımons ebenfalls angeführt. Vgl uch
Bericht der Bayer. Ges Hl Stuhl Vom 11 1920, ber ıne Unterredung mıt Kardıinal-
staatssekretär Gasparrı, bei der dieser auf diese Erklärung angespielt habe Mün-
chen, Ges Päpstl. Stuhl 9(2, BI 146

OO  )  OO Anlage i Vat. 129, 46061%/20.
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chte des Reichskonkordats

o D3 Keheaar 1933° erfolgten Stellungnahme. Ar ; ifir érgibf sich, flaß
nach der damaligéh Zusämménsetzung des Reichstags die Erfüllung zweler
Häuptwünsche des Hl Stuhles, nämlich: uf-Abänderung des S 67 bs. 2 des deutschen Personenstandsgesetzes (A
hebung der Strafe für den Priester., der iIm Falle eines siıttlichen Notstandes
die kirchliche Trauung VOTr der Ziviltrauung vollzieht) un

eine Zusage der Reichsregierung, dafß G1€ sich die mıiıt den Ländern ab-
geschlossenen Konkordate gebunden halte, sich als undurchführbar erwI1es.

Diese Aufzeichnung verdient besondere Beachtung: allein diese beiden
ljer aufgeführten ünsche des HI Stuhles werden 1m Ergebnis der Ressort-
beratungen als „nach der damaligen Zusammensetzung des Reichstags‘ ‚„UunNn-
durchführbar““ bezeichnet, als0 des Reichstags auf rund der Wahlen VO

November 1937 Überhaupt nıcht erwähnt werden diesem Zusammen-
hang die beiden anderen Wüünsche des HI Stuhles, der Schutz der konfessio-
nellen Schule und des Religionsunterrichtes SOW1€e die Zusicherung, en Ge-
sSei”z ber die Ablösung der Staatsleistungen 1LUFr 1Im vorherigen Einvernehmen
miıt dem HI Stuhl erlassen. Diese Tatsache 1ä0+t unbedenklich die Schlufs-
folgerung Z da{ß der Inhalt dieser beiden üunsche für die beteiligten Mini-
steriıen selbstverständlich WAaTr, da{fß 316 der Durchführbarkeit dieser
beiden W ünsche keinerlei.Zweifel hegten, zumal diese beiden Punkte allen
Konkordatsentwürfen der früheren Jahre enthalten waren1®©,

Diese auf Grund des Schleicher-Briefes VO Juli 1932 erneut Gang g_
enen Konkordatsüberlegungen, die ber die ‚„Machtergreifung‘ hinaus
interministeriell fortgeführt worden 9mündeten 61808  — unmittelbar
die Aktion des Vizekanzlers von Papen Verwirklichung des Konkordats-
planes eın

Da  S K bnkordfitsangeb-ét des Deutschen Reiches den Heiligen Stuhl
Eine geheime Aufzeichnung des schon erwähnten Vatikanreferenfen Mens-

hausen VO /. Aprıl 1933 11 hält fest, habe sich ‚weisungsgemäls‘‘ miıt
Vizekanzler VO  b Papen 1nNs Benehmen FESEC Dieser habe ihm seine Absicht
bestätigt, 1Im Vatikan den Abschluß eiINes Reichskonkordats aNZULFESCIL. Auf-
tragsgemäfls habe c Menshausen, dem Vizekanzler Abschrift der Aufzeich:

VO April übergeben und ”1 eingehend ber die gegenwärtige
Lage, insbesondere ber die schwebenden Verhandlungen betreffend die
Militärseelsorge infprm1ert“. eıter habe ihm 9 näheren Orientierung

Das hiıer genann e Schreiben ist, soweit iıch feststellen konnte, bisher noch nıcht g..
funden.

Siehe Anhang, Synoptische Übersicht. In diesem Zusammenhang mu{f darauf hın-
gewlesen werden. daß Bracher in seınem für die Hessısche Landesregierung erstell-
ten utachten (s Anm (K-Prozeß, den unmittelbar aut die hier zıtierte Stelle
folgenden Absatz ım Wortlaut anführt und dabeı mıt keinem Wort den welteren Inhalt
diıeser Aufzeichnung erwähnt, sSo da{fß S1C. eın völlig falsches ıld ergeben muß, WEL der
Gesamtzusammenhang überhaupt nicht erkenntlich ıst.

.  « I8l Vat 129, 460615/16.
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und eventuellen Verwertung‘‘ als weitere MaterialienZUTVerfügung« gestellt:
Richtlinien für CIMn Reichskonkordat (aus dem Jahre 1926 )12 Entwurf für C
Reichskonkordat (aus dem Jahre 1924)13, Pro-emorla des HI Stuhles VO

Oktober 1932 undZzZWC1 ‚.nach Lage der Verhältnisse nunmehr überholte“‘
KEntw-rürfe für 5 Beantwortung dieses Pro-Memorias14.

Die Aufzeichnune fährt ann fort: ‚„„‚Meine Frage, ob ihm schon C be-
StUmMmMter Entwurf für das CUu€ Reichskonkordat vorlieve vernente der Herr
Vizekanzler Kr fürte sStiren vertraulich hinzu, beabsichtige qls C1Ne der
Hauptforderungen die Aufnahme LEr auch iıtalienischen Konkordat enNt-
haltenen Bestimmune verlangen, wonach den Geistlichen verboten wird
sich bei irgendeiner politischen Partei einzuschreiben und betätigen.“

Der Wortlaut dieser Aufzeichnung Läßt verschiedenes deutlich werden:
KReichsaußenminister VOo  n Neurath, der ja auch schon den Kegierungen
Papen und Schleicher das Außenministerium verwaltete. scheint ohl die
Absichten des Herrn VO Papen, HRom WE  £ C1NeSs Konkordatsabschlusses

sondieren, gekannt haben, hatte sich doch der Vatikanreferent 55 WC1-

sungsgemäfs‘” mıiıt dem Vizekanzler Verbindung gesetzt und ihm „‚auf-
tragsgemäfls” Abschrift derAufzeichnung VO April, die dem Außenmini-
sSter vorgelegt worden WAärL, übergeben. Neurath mMu auch das Pro-Memoria

Oktober gekannt haben uUun:! die Ergebnisse der Kessortberatungen Pa-
PCH hat q1s0 auf jeden Fall mIiIt Wissen des Auswärtigen Amtes gehandelt

schon vor SCINEeETr Romreise Ostern 1933 mıt dem Reichskanzler Hitler über
C 1116 Pläne gesprochen hatte, geht Aaus den Ausführungen Papens SC1LILCIL

Krinnerungen } nicht hervor, vielmehr hat darnach den Anschein, qls habe
ETrST nach SC1LIHNETr Rückkehr AUSs Rom Hitler für Plan e}  nen kön-

1CI, zumal Ja jJetzt aqauch der grundsätzlichen Bereitschaft des HI Stuhles
sicher Wäar Verhandlungen einzutreten. Demgegenüber sact. VOTLT der
Spruchkammer Nürnbere AdUS, il Auftrag Hitlers nach Rom
Tahren 16 In e1Nnem unveröffentlichten Kxpose VO unı 1956 17{ he1ilßt
v Wenn ich WIiC darcvelecot den atholizismus VO den Bindungen parte1ipoli-
tischer Art lösen wollte, die his ZzU eıt des Kulturkampfes bewährtes
Mittel ZU Verteidigung FKreiheit W  > aber überhaoalt und für
die Zusammenfassung der Konfessionen unbrauchbar schienen, annn mu(fßlßte
1C. durch Vertragsinstrumente Rechte und Pflicehten beider Konfessionen
sichergestellt sehen.

VOo  — Hindenburg atte azu .11eN formellen Auftrag erteilt, und

Anlage Vat 129, 460625/39.
nla I1 Vat 129, 460621/27.
Ebd., 4606539/44 un 460645/49.
Der Wahrheıt 110e Gasse. München 1952, 314f
Deuerleın, 110

17 Zur Rechtsgültigkeit des Reichskonkerdats. Dieses KExpose wurde anläßlich einer
Unterredung VO.  - Herrn Vo Papen dem Erzbischof Dr. Lorenz Jaeger VO  w} Paderborn über-
reicht. Sr Kxzellenz dem Hochwürdigsten Herrn Erzbischo{f sowohl WIC auch Herrn
VO  _ PapenSC dieser Stelle gedankt, da{fß s 1C freundliıchst die Erlaubnis ZzU  — Benutzung
dieses KExposes gaben.
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65 wa sSC11) Wunsch, dadem Abschlufß alsbald C111 (Gesetz ber
die Sicherstellung der Rechte der EvangelischenKirche folgen sollte.““

Kıs liegt e1in rundVOT, diese Aussage, daflß Keichspräsident VOIL Hinden-
burg selbst Herrn VO Papen diesen Auftrag erteilt habe, Zweiftel ZI1e-

hen Im Gegenteil diese Aussage gewınnt mıiıt den Ausführungen Deuerleins,
da{fß Aıtler innenpolitische Schwierigkeiten befürchtet habe, wWEenlll auf
Papens Vorschlag nıcaht EINSLUSC, und dafß nde März 1933 Kardinal Bert-
ramı, der Vorsitzende derFKuldaer Bischofskonferenz, dem Reichspräsidenten
SEe111: Sorgen WESEN der möglichen Gefährdung der verfassungsmäfßigen
Rechte un Freiheiten der Kirche vorgetragen hatte1 (»181 Sanz beson-
deren Hintergrund.

Weiter zeigt die Aufzeichnung Menshausens VO April, dafß die Auf-
nahme Verbots der parteipolitischen Betätigung der Geistlichen 1 das

schließende Konkordat, der Artikel 31 (später 32) Papens Initiative ent-

Sprangs, w as auch durch weıtere Momente Bestätigung erfährt. In dem
genann en Expose sagt Papen: ‚„Den Anlafs diesem Artikel habe ich se!bhst
gegeben und ZWar auf rund INEC1ILNET persönlichen Erfahrungen 1 vielen
stürmischen Sıtzungen des Zentrums der preußischen Landtagsfraktion, WIC

auch besonders unter dem Eindruck der Reichstagsdebatte VO Septem-
ber 19372 MT der Zustimmung des Zentrums dem kommunistischen An-
trag Torgler““ 19. Wie VO Papen welter darlegt, onne jedoch die seelsorge-
rische Tätigkeit der Geistlichen nicht VoOon der Politik) getrenntwerden; aut
Schritt und Tritt werde ‚„„der Geistliche VOL Entscheidungen gestellt, die den
weıten Krels des Politischen berühren ID ıst aber etwas völlig anderes, ob

dieser Tätickeit sich die Richtlinien e1INer Partel für vebunden haält
deren Mitglied CI iSt, und ob deren Fraktion sitzend, die Kreiheit der
gewissensmäfligen Entscheidung vielleicht manchmal dem Fraktionszwang
unterordnen mu{fß, W € S schwier1ige Lage die Abgabe aller Stimmen
bieterisch verlangen scheint.““

Die hier zutagetretende Auffassung Papens steht Kinklang mıiıt den
quellenmäidig fundierten Ausführungen Deuerleins ber die politischen Ab-
sichten de:  S Vizekanzlers, die Heranführung der Katholiken die „nat1o-
ale  e KRegierung un die Sammlung aller christlich-konservativen Kräfte,
mıt deren Hiltfe Papen glaubte, die radikalen un! wıiderchristlichen Kräfte

Nationalsozialismus_ niederhalten, gleichsam den Nationalsozialismus
„„zähmen‘” Zu können 20,

Deuerleıin, 2461
der der Regierung Papen unfer dramatischen Umstän-19 Zu dieser Reichstagsiıtzung,

eNNeEIN sind, das Miılitrauen ausgesprochen wurde. dazuden, dıe her grotesk
Bracher,- Die Auflöu der W eımarer Republik. Stuttgart und Düsseldor£ 1955,

627 f  > Hoegner, Dieverratene Republık. München 1958, 323 Papen, Der Wahrheit
Erlenbach-Stutt-e1Ne Gasse, Eychk, Geschichte der W eimarer Republık.

gart 19506,
Deuerlein, uch Brief Papens Botschafter VO  — Dergen VOo Maı

1933 (ohne AZ.); 581655/530, Documents G U, 491, Dok.No 263; Papen, Appell
da: deutsche (GGewissen. Bde Oldenburg; Abt Ildefons Herwegen, Bericht ber dıe
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Intereßsäflt ıst och W1e ebenfalls Menshausens Aufzeichnung vomApril lesen ist dafß Menshausen dem izekanzler nach der Eröffnung
egen der Forderung des Verbots parteipolitischer Betätigung der Geist-
ichen mitteilte, die Pariser Zeitunege29Journal““® habe schon Tage ZUVOT
auf Grund e1nes Berichtes ihres Berliner Korrespondenten gemeldet, ‚„„einer
der Hauptpunkte Wäre, den deutschen katholischen Geistlichen ZU verbieten,
sich Abgeordneten wählen lassen‘“‘. Darauf habe Herr VO  b Papen g-beten, den Zweck seiner Reise ach Rom der Presse gegenüber geheim
halten.

Die Aufzeichnung schließt mıiıt der Mitte
wird heute abend reisen‘‘. ilung, „Der Herr Viiekanzler

Am April wurde Vizekanzler von Papen Rom VO)  } Kardinalstaats-
sekretär Pacelli 1nNnem Jängeren Gespräch empfangen, anschließend hatte

uch CLNE längere Audienz bei Papst 1US Xk 2L Mindestens eiINne weiıtere
ausführliche Unterredung mıiıt dem Kardinalstaatssekretär tolgte dieser ersten
ach. Im Verlauf dieser Unbertedungen wurde eingehend uch der Konkor-
datsplan besprochenA Zu diesen Beratungen Wäar uch der ebenfalls ın Rom
weilende Zentrumsvorsitzende Prälat Kaas hinzugezogen 23 Damit tritt
der Mannn entgegen, auf den WIr auch schon den allerersten Anfangsstadien
der Planung £eINes Reichskonkordats gestoßen sindZ Für die folgenden Wo-
chen und Monate wird uns iın den Akten immer wıeder als entscheidende
Person bei den Konkordatsverhandlungen, zumelst als selbst Handelnder,
begegnen. ach dem Bericht des Bayerischen Gesandten Rıtter VO  - Groene-
steyn VO April 193325 hatte Kaas in diesen Tagen auch mehrere Aus-
sprachen mi1t dem Vizekanzler und mıiıt dem ebenfalls in Rom weilenden
Reichstagspräsidenten und Preußischen Ministerpräsidenten ermann (36-
rIng Noch öfter aber „begegnete sich miıt CM ihm ‚efreundeten
Herrn Kardinalstaatssekretär‘‘.

In Krgänzung den Ausführungen Pater Leibers dieser ZeitsGhrifi 26
dreı soziologischen JTagungen des katholischen Akademikerverbandes in der Abtei Marıa
Laach, Jff (Ungedruckt; Fundort Abteı Marıa Laach Dem Hochwürdigsten Herrn Priıor
Emmanuel VON Severus Se1 hier ebenfalls gedankt dafür, daß mMIr Ireundlichst <  or
längerer Zeıt diese Niederschrift ZUr Verfügung gestellt hatte); Papen, ede ber den Ab-
schlu{fß des Reichskonkordats belı der soz10J1. Tagung ın Marıa Laach In Der Katholische
Gedanke, (1933) 331—336

2 Bericht Nr. 31 VO: Aprıl 1933 des Bayer. Gesandten beim Hl Stuhl das Staats-minısterium des Außern München GStA, M 1957 Vil 1G BI 2090/51.2 Telegramm des eutschen Botschafters beim Hl Stuhl den Reichsaußenministervom April, I1 Vat 142, 460651, Documents I 298, Dok.No 162 Der Be-
rıcht des Deutschen Botschafters beim Quirinal, Ulrich VO.  - Hassel, über den Besuch Pa-
PECNS un Görin S ın Rom VO Aprıl nthält DUr Mitteilung VO.  > eiınem Besuch be1l Pa-
cellı (AZ (D9; I} It 490, 0283666).Telegramm des deutschen Botschafters beim Hl. Stuhl (s Anm. 22). ber den
Charakter der Ges
365 it präche vgl uch Deuerlein, 111£ mıt den entsprechenden Anmerkungen

So Geheimbericht Nr 100 des Bayer. Gesandten beım HI1 Stuhl 'o0mM Julı 1921
t. München, Ges Päpstl. Stuhl 972, Bl 217/18) U,

253 Dieser Bericht lıegt MIr DUr ın einer Abschrift VOrT, die M1ır 1956 Von Herrn
Dr Deuerlein Ireundlicherweise überlassen worden WAar. Dafür se1 iıhm uch dieser
Stelle herzlich gedankt. Siıeche Anm.
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ergibt S1C  h auf Grund ausführlichen Gesprächs mıt dem Vertrauten des
verstorbenen Papstes, das Jüngst stattfinden konnte, Verbindung mıiıt

Maı 1956 gegebenen Stellungnahme dem Gutachten Brachers?‘ fol-
gendes Bild Papen atte dem Kardinalstaatssekretär den Wunsch vorgetra-
SCH, der Hi Stuhmöchte mıiıt dem Deutschen Reich Reichskonkordat ab-
schließen. Kın solches wWwWäar ja gerade dem Kardinalstaatssekretär nicht {remd,
hatte doch selbst als Nuntius ı Berlin jJahrelange Verhandlungen dieser-
halb geführt. Doch ı gegenwärtigen Zeitpunkt wollte Pacellli VO  . 1NeIHN

Reichskonkordat nichts 155€11. Statt dessen wollte mıt dem Deutschen
Reich heber ‚modus vivendi"“ ber die Fortgeltung der bestehenden
Länderkonkordate treffen, fand aber tür diesen Gedanken keine Gegenliebe,
vielmehr wurde unbedinet das Reichskonkordat gewünscht Entweder dieses
oder nichts!

Am Östersonntag, während der Papstmesse, rief der Kardinalstaatssekre-
Prälat Kaas und den Professor Pater Leiber sich miıt ihnen be-

raten, welche Freiheiten und Rechte der Kirche angesichts der Situation
Deutschland un der eventuell möglichen weiteren ungunstıgen Entwicklung

S

Konkordat enthalten SC1I1 mülßsten, der Kirche Deutschland £11NC6

möglichst weitrehende Gewährleistune der verfassungsmälig garantıerten
Rechte und FKreiheiten sichern Dabei habe InNna  - ziemlich weitsvehende
Forderungen aufgestellt auf disse VW eise erlangen, da{fs das Reich VO  —

Wunsch Konkordat abzuschließen, vielleicht doch och Abstand
nähme und sich mı1L eLNEIHN VO  _ Pacelli vorgeschlagenen „mMOodus vivendi“ be-

DDa jedoch der deutsche Unterhändler, Papen, unbedingt auf dem
Reichskonkordat bestehen blieb, fand sich Pacelli schließlich bereıt, auf die-

Vorschlag einzusgehen. Gerade die Tatsache aber, da{fß seitens des Reichs-
vertreters au alle kirchlichen Wünsche un Forderungen bereitwillie-
SCHANSCH wurde, rief erst recht das Mifßtrauen des Kardinalstaatssekretärs
wach, das sich auch 15 ZU Abschlufß nıcht legen sollte. Angesichts der Situa-
tıon jedoch, das ist der Gedankengang Pater Leibers, konnte der HI 3  El
schließlich dem Wunsche des Reiches nicht mehr ausweichen. Folgende
Überlegung spielte dabei auch mıiıt herein: Wenn der H1 Stuhl dieses wirk-
ich weitreichende und günstige Angebot abgelehnt hätte, Warc 1e68$ VO

Deutschen Reich als C1MN ‚„„Teindseliger betrachtet worden, OTraus auch
eın ehl gemacht wurde. Es muÄilste amıt gerechnet werden, ‚„dafs Hitler

Kall der Ablehnung des dessen Lext veröffentlicht un! erklärt ätte:
Er s{ ] bereit SCWECSCH, der katholischen Kirche alle diese Zugeständnisse
machen; S 1C habe aber, sich den übrigen politischen Gegnern des UDritten
Reiches anschließend, abgelehnt. Der HI E  7 hätte sich damit ı111S Unrecht
geEsSELZL, und ZWarTt 1NeImn Gegner gegenüber, VO  - dem V0r&u5zu5ehfln WAäaTrT,
da{fs C schweren Kämpfen mıt ihm 'OMMEN würde‘‘28, Im Interesse der

27 Sıehe Anm
Leıiber, Stellungnahme 7U Gutachten Bracher, Sf
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Kirche ı Deutschland mu{flste daher dieses Konkordatsangebot angenommMen
werden.

Hinzu kommt, da{ß ber die Östertage 1933 auch CIMNISC führende deutsche
Katholiken ı Rom weilten und ‚„‚.bemerkten, S W IC die Dinve lägen, mülfte
Iinan befürchten, da{fs die innerdeutschen Sicherungen un die Länderkonkor-
date, die bis jetzt die Rechte und Freiheiten der katholischen Kirche
Deutschland un der Katholiken aqals solcher gewährleistet hätten, für die Zu-
kunf+ nicht mehr hielten; s 1C sSeizten ihre Hoffnung qauf den HI Stuhl Man
antwortete, der HI Stuhl sähe dieser Lage über die änderkonkordate
hinaus e1InNe andere Hilfe als Verhandlungen, und ZWar konkordatäre, mıt
der Regierung. Das zeitliche Zusammenfallen des Anerbietens der
Reichsregierung und des Hilferufs VO. katholischer Seite ist bezeichnend für
die damalige Lage und hat die Haltung des HI Stuhles sicher stark eein-
flußt W.enn die Keichsregierung auft CiHNCeIN Konkordat bestand, dann sollte

Konkordat SCHI, das die Funktion ıA VO  —_ den deutschen Katholiken
gewünschten Sicherung übernahm“‘29.

Kann dem Hl Stuhl! verdenken, da{fß Er sich ı dieser Situation für
den Abschlufß 1106S$S Reichskonkordats entschied? Mufifßte der HI Stuhl nicht
dieses Angebot TOTLZ aller auftauchenden Bedenken annehmen,. wolilte ‚vmn sich
nıcht ersten und wichtigsten Aufgabe entziehen, alles tun, W d4s dem
‚eelenheil der der Kirche anvertrauten Menschen dienen konnte? Und diese
Überlegung hat denn ıch den Ausschlag gegeben, sıch für das Angebot des
Deutschen Reiches entscheiden, die dargebotene and nıcht zurückzusto-
Sen 30

SD konnte Papen be]l Abreise AUSs Rom Osterdienstag 18 April)
das Bewulflstsein ach Deutschland mitnehmen.. daß Reise voller
Erfolg beschieden WAäaT.

Die DVerhandlungen KRKom vVo Ostern bis ZUF Vorlage Hıtler

Als SC1INECI1 Sachwalter und Unterhändler ließ Papen den Prälaten Kaas ı
Rom zurück.

Damit ıst einer der Punkte der ganzen Konkordatsgeschichte angerührt,
Ebd., Vermutlich ıst hiıer dem Herrn Pater Leiber hinsichtlich der Namen dıe-

SCr führenden Katholıken, dıe Ostern 19533 KHKom weılten Dr Wirth, 008
un Stegerwald ‚„„‚(wenn bezüglıch des letzteren die Erinnerung nıicht täuscht)*“  ; 3881 Ge-
dächtnısiırrtum unterlaufen. Herr 008 beantwortete 106 dahingehende Anfrage damıt,
dais weder alleın noch miıt er Genannten (Ostern 1933 ı Rom SCWESCH Se6l1L. Die
Tatsache aber, da führende Katholiken ı Rom weılten und den H1 Stuhl Hılfe-
utf ı dem VO  - Leiıber ‚geschilderten Sınne riıchteten, scheint unzweıifelhaft Iestzustehen.
Sıe wurde Verfasser i wiederholten Gesprächen VOoO  b Personen, die Bescheıid wulsten, De-
stätigt. Es SCjedoch darauft hıngewlesen, da{fßs außer solchen Zeugnıissen bisher noch keine
Unterlagen dafür aufgefunden werden konnten. Hs kann ber. doch gesagt werden, daß
Pater Leiber als der hlıer angeführte Gewährsmann C:}aubwürdigkeit nicht verlıert,
uch iıhm hinsıchtliıch der Namen der betreffenden Personen e1N Gedächtnisfehler
unterlaufen SC1IN sollte.

Vgl dazu uch Pıus Al., Enzyklıka ‚„Mıt brennender Sorge‘” VOoOm März 1937
(Ausg Marmy, Mensch un Gemeinschaflt ı christlicher Schau Freiburg/Schw 1945
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die och mıiıt meılisten unkel gehüllt sınd Aus den Akten des Auswär-
tıgen Amtes kann 1Ur der Schlufß SCZUOSCH werden, da{f Kaas Vatikan für
die Konkordatsverhandlungen der Sachwalter, der Beauftragte und zugleich
Verhindungs;nann Papens Wäar. Dieser wollte 1ja dieweıliteren Verharidlungen

We1Ner Hand behalten31 und bedurfte daher 11165 Mitfelsmannes j BKom
ach C1INer Außerung des Botschafters VoO  > Bergen 1 Brief den
Aufßfßenminister VO Neurath 22 sind ach Papens /Abreise aus Roöm die Unter-
haltungen mıt dem Kardinalstaatssekretär CINCIN, Papens, Auftrag
Prälat Kaas tortgeführt worden, ‚„der Ansicht nach, WiC die Dinge
liegen, nunmehr auch offiziell ZUTLC eiterführung und Beendigung der Ver-
handlungen ermächtigt und beglaubigt werden sollte““ Antwort-
schreiben entgegnete VO  ; Neurath, ließe Vvorerst ;ohl besten die
Verhandlungen zwischen Kaas un: Papen laufen. Jedoch habe Papen nichts
dagegen, daf Prälat Kaas miıt ihm, dem Botschafter, die verschiedenen Kon-
kordatsiragen bespreche und da{fß C. Bergen, laufendüber dieFortführung
der Verhandlungen unterrichten:würde 3, W enige JTage späater.klagt Kaas
SC 11NCECIN Brieft den Vizekanzler,CTr könne WCSC der Beanspruchungen des
Vatikans durch das Heilige Jahr die einzelnen Fragen nicht klären, dafß
die Stellunegnahme der Kurile eindeutig feststehe .„‚„Um mehr als Rah-
INen persönlicher Vorbesprechungen un ohne amtliche Bevollmächtigung
VO  — Berlin1LUFr b1ıs C11Ner >  cn Grenze möglich ıst, den kirchlichen
Partner Z7U  p Fixierung äaußersten Konzessionsbereitschaft veranlas-
sen‘‘ 34

{I)a elinerseılts die Rolle des Prälaten Kaas als die Mittelsmannes des
Kardinalstaatssekretärs hıingestellt wurde S> während s ]C den Akten des
Auswärtigen Amtes als die C1INeS Beauftragten des Vizekanzlers erscheint,
geben sich ungeklärte Widersprüche Kıs erhebt sıch zwingend die Krace:
Weshalb weilte Kaas Rom ? Hat ;„„TEeSIENILETT die Leitune der Zentrums-

213, Nr 301); Pıus AlTI., Ansprache VOT dem Kardıinalskollegium VOoO Junı 1945 (Ausg.:
Utz-Groner., Autbauun Entfaltung des gesellschaftlıchen Lebens. Soziale Sıumme Pıus XIL
Freiburg/Schw. 1954, 18302, Nr J9IJ4; Corsten, Kölner Aktenstücke ZULFC Lage der
katholischen Kırche ı Deutschland öln 1949, 316) Deuerlein,

31 Telegramm Bergens- RM  > VO  > Neurath VO Aprıl, I8 Vat 142, 460651
32 Auszug aAUS Briıef VO Maı Bergens Neurath (ohne Y 501651, Doecu-

ments }, 413; DokNo 2928
33 Briıef Neurath Bergen VO Mai (ohne )5 501652, Documents I,
461 £., DokNo 250

Brıet Kaas Papen VO Maı 1933, Vat 460670 Vgl uch Brıet
Kaas 8 Bergen. VO Äaı (ohne: ) 301653/54; Brıef Bergen Neurath VOoO

Maı, I1 V.at 206, 4006606 /65. In diıesem Jetztgenannten Briıef moni1ert Bergen
be1l Neurath erneut, scheine iıhm jetzt doch der Augenbliıck kommen, ‚„dafß Kaas 16308  -
uch amtlıch beauftragt wiırd, die Konkordatsverhandlungen weıterzuführen un ZU Ab-
schllufß bringen””.

Papen, Der Wahrheıit 1116 Gasse, 314; Bracher, Gutachten, (K-Prozei, 993);
Deuerlein, 113 (unter Berufung aut Wynen, Ludwig Kaas Aus SC1IMNEeEMN Leben und Wiır-
ken. Irier 1953, d2); Poetzsch--Heffter, ı Jahrbuch des öffentlichen Rechts, A2 1935,
217 (mit Zitation Berıehts des römischen Vertreters: der Kölnıschen Volkszeitung,
Dr Edmund ThrRaıtz V, Frentz); M., Zur Konkordatslage Deutschland. In Unser
Wiılle und Weg Monatsblätter der a a A TI  B P  RET E  Reichspropagandaleitung der NSDAFP, 1938, 261 (U.

der NS-Publizistik der Jahre nach
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partei niedergelegt‘“36, reıiste achRom, sich drohenderVerhaftung
oder SoNs CLHCIHN Nachteil entziehen?37? Wurde VO  S Kardinalstaats-
sekretär Pacelli alg sachkundiger Berater für die bevorstehenden Verhand-
lungen ach Rom berufen oder War insgeheim V O' Papen oder CiHNer SsSoN-

stıgen eingeweihten Persönlichkeit veranla{it worden, sich ach Rom Zzu be-
geben, ort mıt Papen ZUuU die Verhandlungen führen, W as JE-
doch anvesichts der Kntzweiung der beiden Persönlichkeiten anläfßlich des
Sturzes Brünings un der Übernahme der Kanzlerschaft durch Papen WEN1LS  ]
wahrscheinlich erscheinen dürfte38 Diese Kraven können Vvorerst nıiıcht be-
antıyu OTTe werden Sie MUSSCHL, bis weılıtere Quellenfunde C111° Klärune viel-
leicht zulassen, och offenbleiben. Mit CiINLSCI Sicherheit dürfte lediglich
feststehen, da{ß Kaas nicht qauf Grund C1LL1LEeI Aufforderung Pacellis der N6

diesem nahestehenden Persönlichkeit ach Rom gekommen 15 Dem steht
das klare Nein Pater Leibers entigegen, der doch sicher darum wülste, wWwWenn

C11NC solche Aufforderune Kaas GCrSanse WäarTrte Wie hätte weılter der Kar-
dinalstaatssekretär und sSC1N 6 Umgebung über das Eintreffen des Prälaten
HRom erstaunt SC können un! W 16 hätte Schwierigkeiten bereıten kön-
NECN, für Kaas e11e geeıgnete Stellung Vatikan finden, weENnnN M1
Wissen und Willen Paecellis gekommen wäre®??

Wie dem auch SCWESCH C INA:  > feststeht, dafß Kaas Auftrag des
Vizekanzlers VO  - Papen Rom tätıg  ie] War und ber das VO Papen dem
HI Stuhl angebotene Reichskonkordat verhandelte. Kınen gee]1gneteren Hel-
fer ätte der Vizekanzler allerdings schwerlich finden können Selbst Kano-
1st wäar Kaas VO  - den ersten Anfängen ber die Planungen un ber-
legungen unterrichtet und selbst beteiligt, weilte selBbst wiederholt Rom,

ort die Bemühungen das Reichskonkordat voranzutreiben 40

Teilnehmer der Beratune zwischen Vertretern der Reichsregierung und
der Bayerischen Staatsregierung VO 11 November 19921 Berlin 41 wäar

ma{isgeblich den Verhandlungen das Preußische Konkordat VO

Papen, , 314; Hoegner, 387

Reichskonkordat zwischen Deutschland und dem Vatıkan. ufl Berlıin 1937, 14f
Schreiber, Zwischen Demokratie un: Diıktatur. Münster 1949, 21; Ohlemüller,

Herr VO. Papen teilte Verfasser auft Anfrage entgegenkommenderweise dieser Frage
folgendes mıt ‚„„Auch ist 1r Dalız unglaubhaft, da Prälat Kaas 104 eıt iwa eINELr

Bedrohung durch Verhaftung ausgesetzt SCWESECH are.G 6 Desgleichen sagt Jos J00s
Beantwortung all ıhn gerichteten Anfrage: ‚„„Objektiv bestand für ıhn keiner Zeıt
dıe Gefahr der Verhaftung.

In der gleichen Beantwortung Anfra_gq verneınt Herr VOoO Papen Sanz entschie-
den, daiß die Reıse Kaas nach Rom 111 irgendeinem Zusammenhang nıt SCINELr EISCHEN
Romreıse gestanden hat. Gleichzeitig scheıint ber uch sicher SCHLUL, daißs zwischen
diesen beıden Politikern wıeder EeLNEGLTL Annäherung gekommen War. Wenigstens ergibt
sıch dıes WCILL uch noch nıcht quellenmäßig belegbar aus Außerungen VO.  — Per-
N, dıe damals aktıv ı polıtıschen Leben standen.

Mündlıche Miıtteilung Pater Leıiıbers. Vgl uch Stellungnahme utachten Bra-
chers, 2

Sıiche Anm Vgl uch Deuerlein, 22, 250; Schreiber, Deutsche Kirchenpoli-
tık nach dem ersten Weltkrieg. Hıst Jahrbuch, O, 1951, 318

41 ‚„‚Aktenvormerkung über die Verhandlungen Berlin 11 ds Mits betreifend
Reichs- und Landeskonkordat®®, aufgezeichnet VO Min Rat Goldenberger,  BL A, München.
StÄA München, GesPäpstl. Stuhl 972, BL 1831—156 Dazu vgl Deuerlein, D
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Juni 1929 beteiligt den Verhandlungen, die ber dessen Durch-
führung und gleichzeitig ber die Militärseelsorge ı HRom 1930 geführt WUFL-
den 4  \  24 Schließlich spielte 6r auch bei den Verhandlungen ber den Abschlufs
des Badischen onkordats C1Ne nicht unwichtige Rolle 43 Wie oben schon miıt-
geteilt, war dieser echte Sachkenner der Unterredunege Pacellis mıiıt Papen
uUuSCZOSECN worden; War beteiligt, qals der Kardinalstaatssekretär Oster-
SoNNLaX die das Konkordat aufzunehmenden Forderungen ZU  CcN-
stellte44. S0 mu{ genomMen werden, dafs als Ergebnis der Beratungen
Papens mıt dem Kardinalstaatssekretär auf der Grundlage früherer Ent-
würfe 45 - Gerade Pacelli un Kaas haben diese ıJa als unmittelbar Beteiligte
genauestens gekannt CIMn Entwurf zustande gekommen WarL, der die Grund-
lage bildete für die weltleren VO  - Kaas Papens Auftrag geführten Unter-
handlungen, W 16 sich auch AaUS den Akten des Auswärtigen Amtes für die
Monate April bis Juni eindeutig ergibt.

Schon April ließ der VO  — Papen mıt der vorläufigen weiteren Ver-
handlungsführung betraute Prälat Kaas dem Vizekanzler die Nachricht F}

gehen, ÖOsterreich beabsichtige och Lauf dieser Woche Cc1inNn onkordat
SPCINEN Konzessionen 08 dieZU Paraphierung bringen können, as  1ın

Kirche sehrt weıt gehe In Verbindung mit dieser Mitteilune erbat Kaas Nach-
richt darüber, welcher uffassuneg Ian Berlin dieser Sachlavre SCIH, 95
CISENC Haltung entsprechend regulieren können“‘‘ 46 Papen e dem Prä-
laten umgehend die Antwort zukommen, werde ihn unterrichten, sobald
er miıt dem Kanzler darüber gesprochen habe „In Anbetracht hiesiger scharf
ablehnender öffentlicher Kritik Bundeskanzler Dollfuß besteht Gefahr,
da{fßs C111l Jetz der öffentlichen Debatte unterbreitetes österreichisches Kon-
kordat uUNseTE Verhandlungen ungünstig beeinflußt i  Q  top Mir schiene deshalb
Herausschiebung Paraphierung österreichisches Konkordat bis ZU Abschlufß
Cr Verhandlungen vorteilhait. Papen “ *.

In den gleichen Tagenübermittelte auch Botschafter VO  — Bergen, der Ja
VO  a} Kaas laufend unterrichtet wurde, seinerseıts Papen Vorschläve: ber

Punkte, die SC1NeETr Meinung äch unbedinet das Konkordat auf-
a  \  MenN werden sollten 48 Als beherrschenden Grundsatz hätte TE rNE

49 Bericht Nr der Bayer. Ges 808 Vatıkan VO März 1930 StA München, Ges
Päpsıtl. Stuhl 972, BL 110/11. Vgl uch Schreiber, Zwischen Demokratie un Diktatur,PZC: 133€.

A° Föhr, Geschichte des Badıischen Konkordats. Freiburg/Br. 1953, 14{f
Sıeche ben 285
Pıus AL Miıt brennender Sorge, . AA Rand-Nr. 301 Vgl Schreiber, Der ersie

Entwurf des Reichskonkordats (1920/21). In Gegenwartsprobleme des Rechts. Veröff£.
Sektion Rechts- StaatswIls. (3örres- Ges Neue WKolge, eit Paderborn 1950, 196;
Deuerlein, 25) if.; L’Osservatore Komano, Zur Geschichte des Reichskonkordats nıt
Deutschland. Nr VoO 1949 11 Vat 146, ID 4606592 un 460654

47 ele Famımı Papens Kaas (über Menshausen) VO. April. 181 Vat. 151;46065 nd E 460656 Zum Osterreichischen Konkordat unı 1933 vgl UueTr-
dıngs: Plöchl, Zur Vorgeschichte des österreichıschen Konkordats unı 1933
In Re'ligıon, Wıssenschaft, Kultur. Vıerteljahrsheft der W iıener Katholischen Akademie,Y, 1953, 1—" hler bes ÖL

Telegramm Bergens Papen VOIN APTML. Vat. 153, 460654,60.
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eıInNne „Gleichséhältung' bestehencier Länderkonkordate m‘it ‘Rrexi‘c“rvlsko‘nkord>aix:“
gesehen, W1€e PE in folgenden Punkten: Modus der Bischofsernennungen;
Anstellung un: Absetzung VO Theologieprofessoren; Erfordernisse für die
Anstellung VoNn Welt- un! Ordensgeistlichen. Daneben hätte auch
fblgende KEinzelforderungen im Konkordat geregelt gesehen: Zusicherung
eines deutschen Kurienkardinals; Ernennung eines vierten Kardinals tür
Deutschland mıiıt 1ıtz Berlin;: Zuerkennung des Präsentationsrechts für
einen deutschen Rota-Auditor4 Aufnahme deutscher Geistlicher römische
Kongregationen ZUrLr Verstärkung des deutschen Einflusses, Stärkung des
deutschen influsses in der Leitung und Verwaltung der Anima iın liom;
KRegelung der Militärseelsorge Sinne der deutschen Wünsche, als
exemte Militärseelsorge unter ınem eigenen exemten Militärbischof; J reu-
eid der Bischöfe; Gebete für den Staat SOWL1€e Nichtgeltung päpstlicher Re-
servatıonen auft Grund Cail. 1439 GCIC für Deutschland. Gleichzeitig schlägt
Botschafter VO Bergen VOTrL, den Professor Dr. Schneider, Münster, rüher
Rota-Auditor, als anonistischen Sachverständigen zuzuziehen, falls 21N sol-
cher gewünscht werde °0.

Diese VOL Diego von Berg vorgebrachten Punkte, die Kaas gekannt haben
mulß, finden ihren Niederschlag iın dem Briefwechsel zwischen Papen und
Kaas. In einem Briet Papens Kaas VO Maı, den der Vatikanreterent
Menshausen persönlich ach Rom überbrachte *1, nımmt der Vizekanzler auf
Zzwel Brietfe des Prälaten Kaas VO un 11 Maı SOW1e auf einen vermutlich
einem dieser Briefe beigegebenen Entwurf 52 Bezug und macht zahlreichen
Einzelbesümmungen Änderungsvorschläge, die Prälat Kaas beim HI Stuhl

verwirklichen versuchen soll 55 Von SAallZ besonderem Interesse sind ler-

Von Prälat Steinmann, dem damalıgen geistlichen  A Botschaftsrat beı der Vatikanbot-
Stellung und Bedeutungchaft lıegt eine kurze Denkschrift VOIM Maı 1933 ber Aufgabe,

eines eutschen Rota-Auditors VOT. hne AÄ  D} handschriıftl. Vermerk: „n Orig.
Akten Rom. Rota. , 5016485/50.)

m Schluß dieser Denkschrift heißt cs ‚„Ich habe Prälat Kaas ebeten, beı den CH-
wärtigen Reichskonkordatsverhandlungen versuchen, ıne Bestimmung Aufnahme fın-
den lassen, iwa folgenden Wortlauts:

Der Heılıge Stuhl wırd dafür Sorge iragen, daß unter den Mitglıedern des Päpstlichen
Gerichtshofes der Sacra Romana ota immer eın Udıtore vorhanden ıst, der die deutsche
Staatsangehörigkeıt besıtzt.®“

betrifft8! dıe Sache versuchen. Vgl uch Bericht VOo  - Bergens VOoO al,
Reichskonkordat (deutscher Rota-Auditor)*“, I1 Vat 196, 5096593/94. Wiıe der
endgültige Wortlaut des zeigt, War diesen Bemühungen keıin Erfolg beschieden.

Dieser hıer genannte Prof. Dr. Schneider g0on) ist der gleiche, auf den sich 1Im
Rahmen [0)38| Auseinandersetzungen dıe Auslegung un Beurteilung des Reichskonkor-
dats und einzelner Bestimmungen der ‚„„L’Osservatore omano°®° Juliı namentlich
bezieht. 460770: Brief51 Vgl Brief Kaas Papen VOoO Maı (Abschrıift). I1 Vat 2006,
Neurath al VO Bergen VO Maı (ohne A  W 581652

50 Diese beiıden Briefe sınd his jetzt nıcht bekannt geworden. Der hıer erwähnte Ent-
wurf dürfte wohl der unter der Kennzeichnung ‚„„Ddogenannter ‚Zweıter Entwurf‘, den Prä-
lat Kaas übersandte*‘ vorliegende Entwurtf sein‚ 460704 /19, Documents 1,

413, Anm Dok.No 228
Abschrift. 460720/24 In diesem Brief wird uch auéfüh_riiéh den Vor-

schlägen des Herrn VOoO  - Bergen Stellung9 dıe dıeser miıt dem Ziel einer St{är-
kung des eutschen kınflusses iın Rom gemacht hatte Ausgehend VoNn diesen Vorschlägen
unterbreıtet der Vizekanz}er dem Prälaten Kaas entsprecßende Formulierungen,. Aus
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beli die Ausführungen,die der Vizekanzler Art 31 (später Art 32) etr
die parteipolitische Betätigung der Geistlichen macht. Unter Bezugnahme
auf rüheres Schreiben 4 teilt mıt, der Kanzler wünsche hier S
klare Entscheidung Er schlägt deshalb selbst C1NC Formulierung dieses rt1ı-
kels VOT, der 139 atz GJIC direkt genannt wıird 55 In Be-
gründung 1esem Formulierungsvorschlag schreibt Papen ‚„Durch die VO

ILELr vorgeschlagene Formulierung soll erreicht werden, da{fß Geistliche die
sich den Parlamenten Jetz befinden, und deren welıtere Mitegliedschaft be-
sonders dringend erwünscht erscheint diesen verbleiben können 6C Es hat
den Anschein, alg habe der Vizekanzler damit sicherstellen wollen, da{fßß VCcCI-

einzelt Geistliche TOLZ des Verbots parteipolitischer Betätigung Mitglied
parlamentarischen Körperschaft SCc1N könnten, allerdines hne jede

Bindung s Partei Diese Annahme findet 116 Bekräftigung den Von

Kaas hierzu sSeiINeErSEITS vorgeschlagenen Formulierungen >% un der VoO

Menshausen Entwurf „Bemerkungen ZzU  bg Krwägung gestellten
Kassung 9 die jedoch nicht an  cn wurden; vielmehr hat Papen selbst

Kaumgründen können hier nıcht ı einzelnen die verschiedenen Verhandlungsphasen un
Entwicklungsstadıen der Formulierungen der Konkordatsartıkel verfolgt werden; AUS

gleichem Grund [NUSSCH uch alle textvergleichenden Untersuchungen dieser Stelle
unterbleıben. Diese Aufgabe muß der geplanten größeren Arbeıt vorbehalten bleıben.

Bıs jetzt noch nıcht vorliegend.
Can 139 Abs @A[8! ‚„„‚Sdenatorum aut Oratorum legıbus ferendis, qu0S deputatos eal

Cand, [1UNHNUS sollicıtent NEeVe acceptent S1116 Iıcentıia Sanctae Sedis ı1n locıs ubı pontifıcla
perhıibitio intercesserıt; idem attentent alıls ı locıs - |[{1C heentija tu  =] SUuLl Ordinarli, tum
Ordinari locı yuoO electio facıenda est C6 Vgl azu F Eıiıchmann Mörsdorj, Lehrbuch
des Kırchenrechts u{l Paderborn 1951 259 Jone, Das Gesetzhbuch der lateı-
nıschen Kırche. 1, ufl Paderborn 1950, 1654.; Mayer, Neueste Kıiırchenrechts-
sammlung. L, Freiburg/Br. 1953,

56 Fußnote ‚„„Art 31 (Irüher Entwurf, der dıie handschriftl. Überschrift Tägt:
‚„Ergebnis der VO Vizekanzler Papen durch Prälat Kaas mıiıt dem Heiligen Stuhl

Anl ZU Vermerk Menshausens für(Kard St Pacellı) geführten Vorbesprechungen
MDır Gaus VoO unı]ı. (Zu 11 Vat 219/223, 461</068) (LS E 4607/44/45); ın
gleichem Sinne uch der Randvermerk mıiıft ÄAnderungsvorschlä des Ausw mites auft
Grund des bısherigen Briefwechsels. Vgl weıter: ‚„‚ErsatzvorscSCL  hl.  4aASC für Artikel 31 Ab-
Salz 1 naıt handschriuftl. Randvermerk: Von Herrn Prälat Kaas VI 1933 erhalten
durch Abs 2881 Herrn Menshausen. (LS 581670/71.) Miıt Telegramm Bergens VO

Junı für Papen (1 Vat. 239, 460/02) wird diesem mitgeteılt, der Abgeordnete
I-Iac!(elsberg‚e_r überbringe VOo Prälat Kaas ängeren Briıet (der noch nıcht vorliegt)

verschiedene Vorschläge für dıe Fassung des Art Am unı aqaußert sıch Bot-
schafter VOoO  n Bergen 1861 Briıeft Menshausen diesen Formulierungsvorschlägen,
WI1e folgt: ‚„Die dorthin übersandten verschiedenen KHormulierungen für Art. 31 unterbin-
den IMEeC1LN Ansıcht nach nıcht hinreichend die bısherige vielseitige parterpolitische Tätig-
keit der Geistliıchen, da ı ihnen NUu. VOoO  — der Übernahme VOoO ‚Amtsfunktionen‘ die ede
ist. Hs entzieht sıich [NE1INESL Kenntnis, wieweıt die dortigen W ünsche gehen, welches
dıe Maxımal- und dıe Mınımalforderungen sind.®° Er schlägt VOr, möchten VO Berlin
mehrere Formulıerungen ‚„„Von kompetenter Seite‘®‘ entworifen und Kaas geleıtet WEI -

den, da der Kardıinalstaatssekretär mıt Recht VOo Reich entsprechende Vorschläge '
Trtie und hne solche sıch nıcht ı I!lärende Diskussionen einlassen wolle (LS 501668).

57 Der Vatıkanreferent Menshausen Wäar VO Reichsaußenminister beauftragt worden,
ıhm dem Konkordatsentwurf ‚„„Bemerkungen‘‘ auszuarbeıten und ihm vorzulegen. Die-
S1008 Auftrag kam Menshausen nach; das Ergebnıis, die _„B9merkt_m__g_er_n e . liıegt 1 wWwel Has-
SUNgenN VOor, einmal als ‚„Entwurf”‘ (vom Juni) un der endgültigen Fkassung, diıe das
Datum VO unı rag und dem Minister vorgelegen hatte (Entwurf, 460047/5€;
endgültige Fassung, Vat 250, E 4!  / Zu Art. 31 wırd 1111} ‚„Kntwurf”” auft
den Seıten ö—10, der endgültigen Fassung auf den Seıten 11£ Stellung?IN ED b  T T  E  Sn  Formulierungsvorschläge S11n eingefügt.
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bei den ; rämische n Verhandlungen Ende Juni die endg;ül‘ti‘g—é ; Forinulie£ufig
entsprechend den Wänschen: Hitlets ausgehandelt, die sich ın Inhalt nd
Formi in etiwa die Fassung des Art. Abs 1m Italienischen Konkordat 58
anschließt. Seine Absicht, da{fs Geistliche trotzdem ın d  I  a Parlamenten Ver-

bleiben können, WCINI1 1658 ‚„besonders dringend erwünscht er.cheint”“, ıst
durch die endgültige Formulierung des Art: 32 nicht unmöglich gemacht.
Diese ä1St nıcht parteigebundene andıdaturen \£0)2  > Geistlichen durchaus zu 99

kın Telegramm Bergens Papen VO. MaiI 60 in dem eine Mitteilung
des Prälaten Kaas übermuittelt wird, enthält die Nachricht, da eine
Reihe der VOIN Papen 1m Schreiben vom 17. Mai gewünschten Änderungen
„angenommen bzw vollwertig berücksichtigt”” worden sel. Gleichzeitig teilt
Kaas aber auch mıt, da{fß eiıne Komplikation eingetreten sel insofern, als der
Hl Stuhl besonders Art 31 die Stellungnahme der déutséheh Bischöfe.ab-
warien wolle, die gebeten habe Zugleich firagt er A oh die qı lden-
politische Gesamtentwicklung (Verhandlungen des Viermächte-Pak-
tes 61) eine Beschleunigung des Abschlusses erwünscht sein lasse. Die Anfrage
beantwortete Papen d%hir]gehénd‚ daß Wegen des bevorstehenden Abschlus-
SCS des Viermächte-Paktes eine Verhandlungsbeschleunigung dringend
wünscht sSe1 6 hne Annahme des deutschen Standpunktes ZU Art 31 jedoch
erscheine ihm das Vertragswerk undurchführbar. Er empfiehlt‚ die Stellung-

izekanzler VON Papen ät é3. Mai Botschafter ; von B érgen telegraphisch MI{
olıtıs-he Tätigkeit untier-teilen, der Kanzler halte daran fest, ‚„„Dafß‘ Geistlichen jede

5  en sSEelL. a1sS0 nıcht 1Ur Ausübung besonderer \mter iın poliıtischen Parteien‘”. (1 Vat 201;
460814.) Gleıichzeitig teilt Cr mL, daß bei seiner Reıise nach: Kom zwecks Ah«

schlusses des Konkordats dıe endgültige Formulierung diıeses Artıkels selb;t aushancdeln
werde In Briefi Julı 28 den Reichskanzler (RK 0027, ‚D 561409/13, Documents

1, 622, Dok.No 34C), dem der Papst gebilligte Entwurf nebst Schlußprotokoll
beigegeben WAar, teilt Papen mıt, dieser Artıikel habe jetzt die on ıhm (Hıtler) gewünschte
Lösung, „indem der Heilige Stuhl Bestimmungen erläßt, welche für dıe Mitglieder nd
Ordensleute dıe Mitgliedschaft un die allgke-it ın politischen. Parteien aqusschliefßt®®.
(Vgl. Schlußprotokoll Art S RK.)

Insofern hat Prof. Dr. E on SsCchneıder ı1t seinem Kommentar ın der ‚„‚Germanla”®
Nr 203 Julı 1933 eelsorge und Politik. Erläuterungen Art 32 des Konkor-

dats”®) recht nd der Artıkel 1m ‚„„L’Gsservatore Romano”‘® Julı widerspricht dieser
Auslegung auch nıcht, sondern stellt edi lıch dahın richtig: ‚„Es könnte somıt der Fın-
druck entstehen, alg S€l eine solche Frage 11 dem Artukel, mıt dem (Anm. ert Der
Koni mmentar Art 5} sıch befaßt hat, behandelt worden. Es wird daher nıcht ıınnutz
seln, noch einmal darauf hinzuwelsen, da[ls das Konkordat diesbezüglich nıchts enthält,
nach dem nıcht ausgeschlossen ıst, daß unabhängige Abgeordnete geben kann,
solche, dıe keiner polıtıschen Parteı angehören.“‘ (Vgl. Deuerlein, +, der diesen Artikel
des Osservatore iım Wortlaut bringt; vgl uch ‚‚Ecclesiastica, Archıv für zeitgenössische
Kırchengeschichte:‘; ALLl, 1933, NT 83., 3206.)

60 11 Vat’ 579895
61 Der Viermächte-Pakt wWar eın unı 1933 Hom unterzeichnefer Vertrag Z7WI1-

schen Großbritannien, Frankreıch, Lialıen und Deutschland; der die Solidarität der Mächte
verstärken sollte. Kr sollte gew1lssermaßen eıne Fortführung des Locarno-Vertrags (16

des Kellog-Paktes (2€ I und der Fünf-Mächte-Vereinbarung VOL entf
(12 se1ln, eriuhr jedoch nıe seiıne Ratıfızierung. Vgl Rönnejfahrt, Konferenzen
und Verträge. (Vertrags-Ploetz), eıl I1 1493— 195 Bio;lefeld 1953, DD (m Quelien
un Lıteraturhinwelsen); Deuerlein, 2063

62 Brief Pa CI1Ss Menshausen miıt Telegramm ZUT W eiterleitung an Kaas VO 31. Maı
11 Vat 210, LS 460693 Im Brief al Botschafter von Bergen 5801655/568) schreibt
Papen,‘ er dränge aut Beschleunigung, da den Konkordatsabschluß mıf der möglichen
Annahme des Viermächte-Paktes verbinden möchte. Aus dem schon erwähnten Briet Ber-

gfm3 ‚an Neurath ; €s. A\nm}„34) vom Maı geht hervor, daß Papen hofftfs, Hıtler werde
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n ahae der Idaer Bi3056fskonféfénz te_legraphiéch : teinzuholén, fails die
Ehtscheidung der Kurie voOn dieser abhängig gemacht werden söl‘l_e 63

Der Vatikanbotschafter bestärkte den Vizekanzler, von seiner Forderung
nach Aufnahme der Bestimmung ber das Verbot der parteipolitischen DE-
tätigung der Geistlichen nicht abzugehen, „seibst auf die Gefahr des Schei-
tierns der Verhandlungen“‘ hin, da die Forderung Sachlich begründet und
durch die großen Zugeständnisse die Kirche auch gerechtfertigt sel. Kır
halte nıcht für ausgeschlossen, da{fß Pacelli die Fuldaer Bischofskonferenz
e1gens veranla{(ßt habe, mıiıt iıhrer Hilfe unbequemen staatlıchen Wünschen
besser begegnen können o Bestärkt werde In dieser Vermutung och
dadurch, daß, W1e gehört habe, Kardinal Bert'pam selbst den Verhand-
Jungen naph Rom kommen solle ©5,

Eın weıterer Stein des Anstoßes ıst für Herrf1 von Bergen die seiner Mei-
Nung nach nicht aqusreichende Berücksichtigung der innerpolitischen Ent-
wicklung, besonders in Hinblick auf Artikel 2 der dıe bestehenden Länder-
konkordate garantiert. ‚„Den Hauptmangel des KEintwurfs erblicke ich darın,
da ß er die außerordentlich günstige Gelegenheit einer umfassenden, ein-
heıitlichen Regelung der Beziehungen zwischen Staat und Kirche tür 5  SanzDeutschland nicht ausschöpft‘‘ 66, Der Hl. Stuhl habe die Zukunft der
selbst das. Konkordat unterzeichnen, wenn ZU  — Unterzeichnung des Viıermächte-Paktes
nach Konı komme. Im l1elegramm VO unı (zu 1{1 Vat. 210, 460694/95) berichtet
jedoch Neurath dem Botschafter, daß der Reichskanzler nıcht nach Kom komme. Unter-
zeichnet wurde das Vıermächte-Abkommen VON de
on Hassel.

Botschafter Quirinal, Ulrich
63 Das Protokall der KFuldaer Bischofskonferenz VOo Maı bıs unı 19533 enthält

darüber nıchts. Kıingeleitet wurde dıe Konferenz nıt einer Aussprache ber dıe Zeıitlage.ahrscheinlich wurde bei dieser Ausspra-:he uch die Frage des Reichskonkordats beraten.
W reiler behandelte die Konferenz dıe Schulfrage. Zur Konfessionsschule wurde gesagt:‚„„Wenn auch ach Zusagen der Kegierung die Konfessionsschule. zur Zeıt nıcht gefährdeterscheiınt. soll doch ıne größere Siherung durch Aufnahme einer Bestimmung 1INs Reichs-

konkordat un durch starke Betonun
Art 23 KK.)

1Im Hirtehsc\hr(_aiben errgi‘cht werden.?” (Vgl. dazu
‚„Die konfessijonelle Lehrerbildu soll als F örderung iIm Hiırtenschreiben erhoben WEeTIr-

en auch ıhre Siıcherung im Reichskonkordat ıst erwünscht.“‘ Vgl dazu Art. Abs RK.)Dıies sınd die eiNZIZEN Stellen, denen 1m Protokall da ) Reichskonqudat erwähnt
un diırckt genannt wird.

03 die Bıschofskonferenz sıch mıiıt dem Enthrf des Reichskonkordats befaßt hat, las-
s 1} diese beiden Stellen schon erkennen.

Daß insbesondere uch über den Artıkel 31 beraten wurde und daflß das Krgebnıis dıeser
Beratung IN im Sınne des Reichs negatıves WAar, geht aus einem Briıef Papens Mens-
hausen 16. Juni hervor (Mitteilun eines Telegra@ms ZUC Weiterleitung VO.  — Be1f-gen) 1{ Vat. 233, 460<7(00.

54 Lelegramm VO Bergens VO 1. Juni Aufschrift: - -Urschrift von Vat 219/223,L E 4060697/983, Documents E p. 50%€Z, Dok.No. 278
Telegramm von Bergens Reihsaußenminister vom unı. IT Vat 228 E460701

Papen 1äßt 188 6. Juni durch Menshausen Bergen telegraphieren (11 Vat. 233,460</C0): „„Um Zu vermeıden, daß Kaas öffentlich iIm Zusammenhang mıt UNSeTEN Ver-
handlungen erscheint, hat Faulhaber vorgeschlagen, Mitglıed deutschen Kpıskopats in
Verhandlungen einzuschalten und entsendet Z diesem Zweck gegtbenenfalls Bıschof Prey-+6  SINg. (Preysing War seit 1932 Bıschof VO  — Fı.hstätt, 1935 wurde Bischot von Berlın.)Demgegenüber ersucht Papen Botschafter VoNn Bergen, er möchte „„Hinzuziehung KErz-
bıschofs Vo  —_ Freiburg beı Kurıe anregen””. (Auf Grund telephonıiıscher Benachrichtigungwurde diese Bıtte an den schriftlich unterbreiteten Telegrammtext VO.  - Menshausen hand-
schrift! M, entsprechendem Randvermerk angefü66 Braef Bergens N Menshausen AN09868| (LS Vgl dazu uch ele-
granım Bergens vo (s 141.)
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Läfiderlétäfikor_date gebangt und. wäre ohl zu grÖf.éeféri Zugeständnissen be-
reıt gewesen 67 „Die ausdrückliche Verpflichtung ZUTC ‚unveränderten‘ Wah-
rungs der ın den Länderkonkordaten anerkannten Rechte un Freiheiten
scheint mMır bedenklich. Die eCu«c innenpolitische Entwicklung mit ihrer Ten-
eNz der Vereinheitlichung dürfte in kürzerer oder längerer Zeit einer
Ummodelung der Verfassung führen. Ich halte eiıne Umschichtung der Kom-
petenzen zwischen Ländern un Reich Zzu Gunsten des letzteren für wahr-
scheinlich; WIT werden ann dıe 1MmM jetzigen Artikel 2 Ireiwillig übernom-

Verpflichtungen als eine sehr unbequeme I ast un starke Hemmung
empfinden®‘ 68.. In Verwirklichung dieser Gedanken schlägt Bergen VOT,

P

67 Vgl dazu Bracher, Gutachten, (K-Prozeß, Bracher aus diesem mehr-
seitigen Brief allein den Satz VOo  e} Bergens Im Wortlaut anführt, dafß der HI Stuhl zwecks
Sıcherung der Länderkonkordate siıcher größeren Zugeständnissen bereıt wäre,
wenn EL mehr Zeitaufwand”‘ gearbeitet und das Konkordat nıcht überhastet ab-
geschlossen worden wAare. Hıerfür gilt das gleiche, was Pater Leiber in der genannten
Stellungnahme ©] I, Nr. 3  % ZU Bracher, Anm 141) feststellt, dafß nämli;ch diese uße-
u sıch wohl autf dıe Absıcht des HL Stuhls bezöge, Vorerst 1U einen ‚„„MOdus vivendi®‘
ZUu Sıcherung der Länderkonkordate abzuschliıeßen, 37

tıgen Abmachungen”” (s uch hben 285) jedenfglls hıs späteren endgül-
Gerade diese Außerung des Vatikanbotschafters über den ‚‚Haupt-Bergen,

mangel*‘ des Reichskonkordats dürfte ohl eın sehr gewicht1iges Argument darstellen
BeSECN Brachers These, ‚„daß dıe rühere Verhandlungslinıe (der W eimarer Republık) enNt-
schieden verlassen‘®‘ wurde (Gutachten, 54f 62 ff K-Prozeß, 993f., 1001 {£.y) Daiß
dıeser Artıkel wWwI1Ie überhaupt das n Reichskonkordat einschließlich des Art
später tatsächlich als ıne „sehr unbequeme ast un starke Hemmung‘‘ empfunden WOT-
den ist, geht 2A2UuSs zahlreichen Außerungen der NS-Publizistik aus den Jahren nach 1933
sehr Iılar hervor. Dafür einige Beispiele: ‚‚Das Reichskonkordat ıst iın vielen seiner Artikel
veraltet und überhaolt. Kıs hemmt durch verschiedene seiner Artıkel die nationalsozialistische
Gesetzgebung und den Ausbau der natiıonalsozialistischen Volksordnung.‘‘ Kıchter, Das
Verhältnis zwischen dem Staat un der römischen Kırche. In Deutschlands Erneuerung,
X 1930, (39.) \hnlıche Gedanken spricht der gleiche Autor anderer Stelle aus ‚„Aber
uch das Reichskonkordat hat sıch beı aller W ürdigung des Vertrags als Miıttel der
Außenpolitik infolge seiner Verwurzelung iIm Weimarer System heute nach füntf Jahren
ın vielen Punkten als überholt un: unhaltbar erwlesen; Man Iannn ım ganzen BC-
sehen davon sprechen, dafß das Reichskonkordat einen Schrumpfungsprozel durch-
gemacht hat.‘‘ Zur Konkordatslage ıIn Deutschland. In Unser W ille und Weg Mo-
natsblätter der Reichspropagandaleıtung der 9 hrsg. VON Dr Goebbels. 19383,
260ff Vgl dıesen Aufsatz: E, Kosa, ‚‚Konkordatslage‘‘ der Verfolgung In
Deutschland? In Cavılta Cattolica. 1938, I 305—318 Hıer WI1Lr der mit hM-“ gezeich-
nete Artıkel Goebbels als Verfasser zugeschrieben.) Weber Sagl geradezu: .‚ Zwar
ıst der Wortlaut des Reichskonkordats keiner Stelle ausdrücklich abgeändert worden,
ber manche seiner Bestimmungen erscheinen heute in einer anderen rechtlichen Beleuch-
tung, und einige VO  — ihnen hat die Entwicklung völlig obsolet werden lassen.”® (Das
Reichskonkordat ıIn der deutschen Rechtsentwicklung. In Zeitschrift der Akademie für
Deutsches Recht, I, 1933, 932.) In diese Haltung der NS-Publizistik nd der ıult NS-Geist
durchsetzten Fachliteratur fügt 81C uch Schröcker In ahnlıchem Sınne eın (Der Nun-
tıus als Doyen des Diplomatischen Korps. In Reich und Reichsfeinde. Hrsg. Reichsinsti-
tut für Geschichte des Neuen Deutschland. 1  D} Hamburg 1943, 246) In ‚„‚Natıonal-
sozlalistische Monatshefte®‘ (10, 1939, 1451f.) sagt Hausmann (Reichskonkordat un
Weimarer Verfassung), da auch die Artıkel 31 und ‚„die Spuren der alten parla-
mentarischen Volksordnung”® erkennen lassen, daß „Bestimmungen un Ideen der W el-

Verfassung 1m Reichskonkordat und ım kiırchenpolitischen Raum“®*® weiterleben,
‚„„‚während auf allen Gebileten des öffentlichen Lebens seıt 1933 eın grundsätzlicher Wan-
del der Volksordnung un! eıne miıt Naturgewalt voranschreitende staatsrechtliche und
innerpolıtische Entwicklung angesetzt hatDAn  AL  n  Lä:£ndefkiirikord’até gébafigt und wäre wohl lequ größeren Zugeständnissen be-  reit gewesen , „Die ausdrückliche Verpflichtung zur ‚unveränderten‘ Wah-  rung der in den Länderkonkordaten anerkannten Rechte und Freiheiten er-  scheint mir bedenklich. Die neue innenpolitische Entwicklung mit ihrer Ten-  denz der Vereinheitlichung dürfte in kürzerer oder längerer Zeit zu einer  Ummodelung der Verfassung führen. Ich halte eine Umschichtung der Kom-  petenzen zwischen Ländern und Reich zu Gunsten des letzteren für wahr-  scheinlich; wir werden dann die im jetzigen Artikel2 freiwillig übernom-  menen Verpflichtungen als eine sehr unbequeme Last und starke Hemmung  empfinden‘““‘ 68..In Verwirklichung dieser Gedanken schlägt vo  }  G  n Bergen vor,  g  67 Vgl. dazu Bracher, Gutachten, 67 (K-Prozeß, 1006), wo Bracher aus diesem mehr-  seitigen Brief allein den Satz von Bergens im Wortlaut anführt, daß der HIl. Stuhl zwecks  Sicherung der Länderkonkordate sicher zu größeren Zugeständnissen bereit gewesen wäre,  wenn ‚„mit mehr Zeitaufwand‘‘ gearbeitet und das Konkordat nicht so überhastet ab-  geschlossen worden wäre. Hierfür gilt das gleiche, was Pater Leiber in der genannten  Stellungnahme (S. 3, Nr. 3b, zu Bracher, 69 Anm. 141) feststellt, daß nämlich diese Auße-  rung sich wohl auf die Absicht des Hl. Stuhls bezöge, vorerst nur einen „modus vivendi‘“  zur Sicherung der Länderkonkordate abzuschließen, ,,  tigen Abmachungen“‘ (s. auch oben 285).  jedenfglls bis zu späteren endgül-  bd. — Gerade diese Äußerung des Vatikanbotschafters über den „Haupt-  68 Bergen, e  mangel‘‘ des Reichskonkordats dürfte wohl ein sehr gewichtiges Argument-, darstellen  gegen Brachers These, „daß die frühere Verhandlungslinie (der Weimarer Republik) ent-  schieden verlassen‘‘ wurde (Gutachten, 54f., 62ff. — K-Prozeß, 993f£., 1001f£.). — Daß  dieser Artikel 2 — wie überhaupt das ganze Reichskonkordat einschließlich des Art. 32 —  später tatsächlich als eine „sehr unbequeme Last und starke Hemmung‘‘ empfunden wor-  den ist, geht aus zahlreichen Äußerungen der NS-Publizistik aus den Jahren nach 1933  sehr klar hervor. Dafür einige Beispiele: „Das Reichskonkordat ist in vielen seiner Artikel  veraltet und überholt. Es hemmt durch verschiedene seiner Artikel die nationalsozialistische  Gesetzgebung und den Ausbau der nationalsozialistischen Volksordnung.‘‘ (A. Richter, Das  Verhältnis zwischen dem Staat und der römischen Kirche. In: Deutschlands Erneuerung,  XX, 1936, 739.) Ähnliche Gedanken spricht der gleiche Autor an anderer Stelle aus: „Aber  auch' das Reichskonkordat hat sich — bei aller Würdigung des Vertrags als Mittel der  Außenpolitik — infolge seiner Verwurzelung im Weimarer System heute nach fünf Jahren  in vielen Punkten als überholt und unhaltbar erwiesen;  .. Man kann — im ganzen ge-  sehen — davon sprechen, daß das Reichskonkordat einen Schrumpfungsprozeß durch-  gemacht hat.‘‘ (M., Zur Konkordatslage in Deutschland. In: Unser Wille und Weg. Mo-  natsblätter. der Reichspropagandaleitung der NSDAP, hrsg. von Dr. J, Goebbels, 1938,  260ff. — Vgl. gegen diesen Aufsatz: E. Rosa, „Konkordatslage‘‘ oder Verfolgung in  Deutschland? In: Civilta Cattolica, 1938, IV, p. 305—318. Hier wird der mit „‚M.‘* gezeich-  nete Artikel J. Goebbels als Verfasser zugeschrieben.) W. Weber sagt geradezu: ‚‚Zwar  ist der Wortlaut des Reichskonkordats an keiner Stelle ausdrücklich abgeändert worden,  aber manche seiner Bestimmungen erscheinen heute in einer anderen rechtlichen Beleuch-  tung, und einige von ihnen hat die Entwicklung sogar völlig obsolet werden lassen.‘‘ (Das  Reichskonkordat in der deutschen Rechtsentwicklung. In: Zeitschrift der Akademie für  Deutsches Recht, 5, 1938, 532.) In diese Haltung der NS-Publizistik und der mit NS-Geist  durchsetzten Fachliteratur fügt sich auch S. Schröcker in ähnlichem Sinne ein (Der Nun-  tius als Doyen des Diplomatischen Korps. In: Reich und Reichsfeinde. Hrsg. v. Reichsinsti-  tut für Geschichte des Neuen Deutschland. Bd. IV, Hamburg 1943, 246). In: „National-  sozialistische Monatshefte‘‘ (10, 1939, 145ff.) sagt W. Hausmann (Reichskonkordat und  Weimarer Verfassung), daß auch die Artikel 31 und 32 „die Spuren der alten parla-  mentarischen Volksordnung‘‘ erkennen lassen, daß „„Bestimmungen und Ideen der Wei-  marer Verfassung im Reichskonkordat und im kirchenpolitischen Raum“‘ weiterleben,  „während auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens seit 1933 ein grundsätzlicher Wan-  del der Volksordnung und eine mit Naturgewalt voranschreitende 'staatsrechtliche und  innerpolitische Entwicklung angesetzt hat... Diese Spannungen werden bleiben, solange  dieses Reichskonkordat vöon 1933 als Abklatsch der Weimarer Verfassung wie ein Petre-  fakt im Strom der Zeit steht.‘“ — Andeutungsweise klingen solche Gedanken, daß das  Reichskonkordat geändert werden müsse, schon in einer am 22. Juli 1933 über Wolfs  Telegraghe‘n-ßüro vgrbreiteten Erläuterung zum Konkordat an, in der es heißt: „Die Zeit  294Diese Spannungen werden bleiben, solange
dieses Reichskonkordat von 1933 als Abklatsch der Weimarer Verfassung wıe eın Petre-
fakt Im Strom der Zeıt steht.‘“ Andeutungsweise klıingen solche Gedanken, daß das
Reichskonkordat geändert werden mUsse, schon in einer 22 Jul: 1933 u  ber Wolfs

Telegra pPen-ß üro vgrb‚reiteten Erläuterung Konkordat A ın der heilßit ‚„„Die eıt
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die Artikel und ABSatz 1 zu ändern, falls däzu .üi1erl£aüpé npc_3hdie geringste Aussicht auf Erfolg bestehe.
Die ın Bergens Brief om dem Vatikanreferenten Menshausen

gegenüber ZU Ausdruck gebrachten Bedenken tinden ıhren wahrnehmbaren
Ausdruck ın den verschieden gestalteten Formulierungen der Stellungnahme

den Art und 1 in dem Entwurf und ın der Endfa€sung der „Bemerkun-
gen“AMenshause‘ns, die aus der 1m Anhang I1 beigegebenen Synopse der be1-
den Fassungen abgelesen werden können. Diese Unterscechiede machen deut-
lich, da{fß die Bedenken VO  — Bergens BKindruck gemacht haben Mögliche, ja

erwartende Verfassungsänderungen heißt in der Fassung der nBe'
merkungen“” vom Juni würden ZUTE Folge haben, da { die vertragliche
Zusicherung der unveränderten Aufrech terhaltung der Länderkonkordate zu
„einer unbequemen Belastung tür die Zukunft werden“‘ könne 69 Solche Ge-
danken W?).I‘él'l der Entwurf Fassung VO Juni och fremd 70. In den
Tagen zwischen dem un dem Juni aber hat Menshausen den Brief
des Botschafters von Bergen erhalten! och blieben diese Überlegungen rein
theoretischer Art. Soweit die gegenwärtige Quellenlage erkennen Jäßt, spiel-
ten diese Gedanken bel den bald darnach, abh ”9 Juni einsetzenden römischen
Verhandlungen des Vizekanzlers selbst keine Rolle mehr. VWeder enthalten
der Entwurf, den \fizekanzler VON Papen mıt Begleitbrief VO. Juli den

tür ıne Beseitigung der Länderkonkordate un: für ıne Herübernahme ihrer Bestimmun-
BEN ın eın Reichskonkordat ist noch nıcht gekommen. Die staatsrechtliche Entwicklung
des eutschen Reiches 1äßt ber rwarien, daß diese Notwendi keıt ın absehbarer eit
eintreten WIFT: Dann wırd das gesamte Gebiet der Staat und Kırc gemeinsam berühren-5
den Fragen in einem einzıgen Reichskonkordat regeln sein.®‘ (Ecclesiastica, A, 1933,
Nr JJ, 3Q@f., IPA A Freiburg/Schw.

Q 11 Vat. 250, 460797/809. Vgl uch ID 581673/85. An diıeser Stelle ıst  4 1ne
Anmerkung den Darlegungen Brachers unerläßlıch (Gutachten, 6 < K-Prozels, 1001 t.)
Daß Menshausen hier ın Auswertung der Bedenken des Botschafters des Artikels
in seıinen ‚„„‚Bemerkungen”‘ uıuntier Hınwels auf ıne mögliche baldıge Umgestaltung der Ver-
fassung ın der Präambel das Wort ‚„‚dauernd“‘ durch ine Kündigungsklausel äühnlıich der
des Art. Abs 1Im Lettischen Konkordat [0]001 1922 ersetzt wünscht, verführt Bra-
her dem falschen Schluß., aus dıieser JTatsache, dals solche urwägungen gepflogen WT“

den, den inneren Zusammenhang des Reichskonkordats miıt der NS-Machtergreifung fest-
stellen ZU können. Demgegenüber beweısen ber doch die Tatsachen das reine Gegenteıil.
Gerade daß der HI Stuhl ıIn dıiıesem Punkte nıcht nachgab un das ‚‚dauernd“®‘ iın der Prä-
ambel erhalten blıeb SOWI1e daß dıe Sıcherung und Garantıerung der Länderkonkordate in
Art. ebenfalls bestehen blıeb, beweıst doch ın diesem Zanzen Zusammenhang aufs klarste,
daß gerade damit die Ordnung der W eimarer Verfassung, soweıt sıe die etaatskırchen-
rechtliche Zuständigkeıt der Länder angıng, erhalten bleiben un gefestigt werden sollte
gegenüber den erwartenden Verfassungsänderungen und Entmachtungen der Länder.
Der HI. Stuhl wollte das Konkordat ben nıcht auf die ın Fluß geratene Verfassungs-
Umbildung abstellen, sondern ganz aut dıe staatlıche Ordnung der WR  < Kür den Bereich
des Staatskırchenrechts blieb somiıt durch das Konkordat dıe Weımarer Ordnung aufrecht
erhalten, da ja Völkerrecht VOT Verfassungsrecht geht nd durch nachträgliche inner-
staatlıche verfassungsmäßige Änderungen. niıcht berührt werden kann, sSe1 denn, die

wird.
Staatspersönlichkeit als solche geht verloren der äandert sıch S! daß s1e iıne nnd(_are

&xfschlüßreich ıst, da ım Entwurf der ‚„„‚Bemerkungen‘‘ VO 12 dem Wort
‚‚dauernd“‘ och nıcht Anstoß wird, sondern w1e€e hinsichtlich des Art TSti iın
der Fassung VO Juni, der der Empfang des Briefes Bergens voraufgeht. Damıt ist
uch sofort der innere Zusammenhang Art hergestellt.

nl ‚ Zu 11 Vat. 219/223°, 460747/57.
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Reichskanile? gesandt hat71, och die auf Grund der Besi;recfhuflé ‘Hitleré
mıft Neurath, Frick sSOWI1e dem Justiz- und dem Finanzminister in dem Ent-
wurf angebrachten Änderungsvermerke irgehdéinen Hinweis ach dieser
Richtung 02 Auch in den etzten römischen Verhandlungen, die ab Juli
ter Beteiligung des Ministerialdirektors im Innenministerium, bButtmann *3,
geführt wurden, erlangten diese Bedenken keine Bedeutung mehr.

Inzwischen hatten die Von Prälat Kaas iın ständiger Fiihlungnahmé mıt
dem Vatikanbotschafter, ber den auch das Auswärtige Amt aufend infor-
miert un auch förmlich eingeschaltet wurde auch ein eil der Briefe un
Telegramme zwıschen Papen un Kaas 1ef iber das Auswärtige Amt un die
Vatikanbotschaft geführten Verhandlungen eiInNn Stadium erreicht, da CS

dringend angebracht erschien, unmittelbare Verhandlungen VON auch förm-
iıch beauftragten Unterhändlern aufzunehmen(Bergen weiıst In einem Brief den Reic_hsaußenministér VOoO  a Neurath vorfi
26. Mai darauf hın, da{fß Kaas nunmehr auch amtlich beauftragt werden
mÜsse, womiıt Neurath sıch grundsätzlich einverstanden erklärt75. Am Junmi
telegraphiert VO  en Bergen Neurath zurück, Vizekanzler habe sıch geäußert,
nötigenfalls die Verhandlungen persönlich zum Abschluß bringen wollen.
Falls aber ZUr Zeit nicht abkömmlich sel,; 50 würde zunächst anıtliche
Beglaubigung jetzigen Verhandlungsführers genügen“‘ 76, also des Prälaten
Kaası. Warum aber wurde diesem diıe amtliche Bevollmächtigung nicht
teilt? Wünschte Kaas eine solche nıcht oder wurde sS1e VO  — kirchlicher Seite
nıcht gewünscht ‘“ ? Jedenfalls stand Mitte unı fest, daß Papen selbst die

{1 8727, 501409/13, Documents G ( 622, Dok.No 347, mıiıt Entwurf alg
Anlage, ID 460521/41, Documents I 025 ss.., Dok.No 345 Vgl auch Brıef Bergen. apNeurath VO Juli, 11 Vat 268, 460857/59.

7 Brief Neurath Bergen ONM Juli, „ Zu 11 Vat. 26  s 263. 268. 460860/61.Buttmann War 1933 hıs 1935 als Mıinisterialdirektor Leiter der Kulturabteilun imReichsinnenministerium. ber ihn vgl Schreiber, Zwischen Demokratie un D.ıktatur, 114£.Zu der Besprechung des Entwurfs, dıe Hıtler mıt den ben genannten RKeichsministerndurchführte, wurde Buttmann zugezogen, ıl  - den Auftrag entgegenzunehmen, DIS
nächsten Morgen eıne Stellungnahme abzugeben und diese Hıtler vorzulegen. Als deren
Ergecbnis wurde VO Hıtler ZUFr Teilnahme den Verhandlungen ach Kom entsandt.
In seiner Hand Jagen später auch die weıteren Verhandlungen ber dıe Durchführung des
Art.: 31 betr. dıe katholischen UOrganısationen. Deuerlein,. u. 0.Conrad, Der Kampf um dıe Kanzeln. Berlın 1957%, 35 HE {£.; Ders., Kirchenkampf.Berlın 1947, 19{fft Vgl auch Briıef Neurath Bergen VO Julı (S Anm {2)Vgl dazu Brief Kaas 801 Bergen ]  LD Maı (E 2016953/54), In dem heilt ‚„Die

i v
letzte Kücksprache 1Im Vatıkan hat hbeı MIr tatsächlıch die Überlegung verstärkt, daß der
unı ständlıche Weg des schriftlichen Meinungsaustauschs on Berlin us dem Vatikanbequem ZU werden beginnt. Vor allem infolge der Tatsache, daß nachträglich VON Berlin
Korrekturen wıichtigen Formulierungen verlangt wurden, welche bel -  em erstmalıgenBriefwechsel unbeanstandet geblıeben waren.°‘ Kaas verweıst darauf, dafls 95  1€ direkten
und schnell Ergebnissen führenden Verhandlungsmethoden Osterreichs‘®‘ seinem Emp-finden nach ‚„‚den Vatıkan die Unbequemlichkeit der anderen Ver
stärkt fühlen*®‘ lassen. Vgl uch Anm. 51 handlun/gs'methöden VCI -

Briıeft Bergen Neurath VoO 26. Maı, I1 Vat206, 460666. Antwort
Neuraths In  f Telegramm V OI Junl, Zu Vat. 210, 460694/95.11 Vat 2A12 460696

7R Vgl azu Telegramm Papens von Bergen VO 16. Juni (11 Vat 233, 460%00)mıt der Mitteilung Faulhabers (s Anm 65) Anscheinend ıst diese ablehnende HaltungKardıinal Faulhabers Prälat Kaas Ohren gelangt, un spricht daher seinerseits den
Wunsch AUS, nach außen hin nıcht INn Erscheinung treten MıUuU3sSeEN (Telegramm Bergen2881 Menshausen VO Juni, I1 Vat 238, 5(9696).
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58

Zur @esél_ii‘c%ite des Reı
Verhanälun*gen ; weite£‘füi1fefi Woller8. un JB Juni llvtéilte dieser Herr
Menshausen mit, er'habe dem Reichskanzler über den Stand der Verhand-
Jungen Vortrag gehalten; daraufhin se1 er voO ihm beauftragt worden, „An-
fang nächster Woche Zzu Abschlufß der Verhandlungen ach Rom Z tfahren.
Im Falle über die noch strıttigen Punkte Einverständnis erzielt wird, würde

mich annn ZU Abschluß und ZU  a Paraphierung ermächtigen‘“ “2,
Mit diesem Telegramm von Bergen scheint sich die telegraphische

Nachricht bergens VOIl Papen gekreuzt haben, In welcher der Botschaf-
ier berichtet, er ‚„habe heute Kardinalstaatssekretär gegenüber ZU Aus-
druck gebracht, da{lß Schicksal Reichskonkordats VO  x entgegenkommender
Behandlung dortiger ünsche Einschränkung parteipolitischer Be-
ätıgung Geistlicher abhänge. Kardinal aussprach Hoffnung, da{fß sich eine
allgemeın zufriedenstellgnde Bormel finden würde un da Sie bald her-
kämen‘”‘ 80

Vizekanzler VON Papen traf Juni In HRom eın und hatte noch
Abend des gleichen Tages eine erste Unterredung mıt dem Kardinalstaats-
sekretär8l, ach dem Bericht des Botschafters beim HI Stuhl,; der den Vize-
kanzler dieser Unterredung begleitet hatte, wurde ‚„„die allgemeine Lage
Deutschlands un die Angriffe ausländischer Presse, insbesondere Verhaf-
tungen katholischer Priester, besprochen“‘. IJa der Kindruck entstanden WAarL,
da{fß „Feindmächte ganzen Finflu{(ß aufwenden, Vatikan VO. VertragsS-
abschluß mıt Deutschland abzuraten“‘, habe Papen den Kardinalstaatssekre-
tar aufgefordert, durch schnellen Konkordatsabschlufß ZUrr allgemeinen Be-
friediguhg beizutragen. Abschließend Beißt as ann och in Kürze: ‚„„5Staats-
sekretär sechr erregt ber wiedercholtes Offnen diplomatischer Briefe in
un Papst durch Deuisenkontrotle.“ Vizekanzler bittet., für dringehdé Ab-
stellung Zu SOTrSCH 3 Irotz dieser anfänglichen Krise verliefen ann aber die
reı weıteren Verhandlungssitzungen, denen auch Prälat Kaas ın
den beiden letzten der auf Wunsch Pacellis telegraphisch nach Rom D
betene Erzbischo{f Gröber VO Freiburg teilnahmen ®3,  3 erfolgreich, da{fß

Telegramm Papen an;Bergen vom 16. unı (s Anm CC)
8

IL Vat 251, 460814/16.
81

11 Vat 252, 5798397
Telegramm Bergens 8 Aulßsenminıster VOo 2 Junıl, durchgegeben 5} Juqi.I1 Vat: 4608317
An dAr1cser Stelle des Telegrammtextes ıst ein' handschrıiftlicher Randvermerk des

Vatikunreferenten Menshausen angebracht des Inhalts, das Protokall werde das eıtere
veranlassen. Am ıuıınteren Rande ist eInNn weiterer handschrıiftl. Vermerk, daß Reichskanzler
durch den Außenminister 1  ber den Inhalt verständigt S€1. Im brieflichen Bericht 8 den
Herrn Mınıster V, Neurath schreıbt Bergen ZuU dieser Im Telegramm geschilderten Sıtua-
tıon: „Der Kardinalstaatssekretär stand sichtlich unter dem Eindruck ständig einlauf« nder
Nachrichten, Briefe, Lelegramme ber dıe Verhaftung, Mißhandlungen von Geistlichen
USW. SOWIe der jüngsten ausländischen Pressepropaganda. Wır SIN dieser sehr scharf
entgegengetreten. Wıe dıe Dinge lıegen,; kann das Konkordat wesentlich ZU Unterbindung
der plötzlıch beı uns auftauchenden kulturkämpferischen Tendenzen und TE allgemeinen
Beruhigung beitragen.‘” dazu Bericht des Bayer. Gesandten beim HI Stuhl a dıe
Staatskanzleı München Juli 1933 (GStA Münc
bıs 224), SOW1e Deuerleın, 116 Anm 390

hen, Ges Päpstl. Stuh! 1041, Bl 291

Neurath vom 3. Julı (s Anm 82)8 Briefi Bergen a
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2. Juli ein endgültig veréinbartef E'nfwu'rf‚ der auch ldie Billigung des Pap-
stes gefunden hatte, vorlag und mit Begleitbrief Papens nächsten Tag
ach Berlin überbracht werden konnte®4,

In dem genannten Begleitschreiben gibt Viekangler VO  — Papen dem
Reichskanzler einıge nähere Erläuterungen einigen och getroifenen Än-
derungen In dem Vertragswerk.

Zu Art teilt mıt, se1 wieder aufgenomm worden, daß der Nun-
t1us Doyen des Diplomatischen Korps sein solle. IDa die Aufnahme dieser Zu-
sicherung iIm Verlauf der Verhandlungen auf Bedenken gestoßen war 9, se1
ZUrr Vermeidung VO  —; Auslegungsschwierigkeiten hinzugefügt worden, diese
KRegelung entspreche dem Runderlafß des Auswärtigen Amtes April
1930

Zu Art (Bischofsernerinungen) teilt als Änderung mıt, daß die An-
Irage, ob politische Bedenken allgemeiner Art einen ernennenden
Bischof bestehen, künftig NUur die Reichsstatthalter gerichtet werden solle.
Das Schlufßprotokoll solle azu annn des N äherey bestimmen‚ da{fß, falls nach

Brief Papens an den Reichskanzler VOo Juli, Ö(020, ID 581409/13, Docu-
ments L, Dok.No 347 Vgl Briei Bergen om Juli (S. Anm. ö2)

S3 In seinem Brief Menshausen VO unı hatte Botschafter von Bergen dem
Art (betr. Doyennat) des Entwurfs S1C. In dem Sınne geäußert, daß die Zusicherung des
Doyennats für reıin katholische Staaten, nıcht ber für eınen Staat annehmbar sel, der
WeIl Drittel evangelisch g@1. (Vgl. uch Brief Bergen Neurath vom Maı, I1 Vat 206,

ID 460666/68.) Menshausen spricht sıch in seinen ‚‚Bemerkungen‘“‘ sowohl 1im Entwurft
als uch In der Endfassung, von unwesentlichen Anderungen abgeschen, In ähnlıchem Sınne
A US. Innen- wI1ıe außenpolıitische Gründe sprächen für ıne Streichung dieses Satzes. Diese
Bestiummung sSe1 dem Lateranvertrag VO 11 1929 (Teil Vertrag miıt Italıen ber die
Errichtung des Vatıkanstaates; Mercati, Raccolta dı Concordati materiıie ecclesiastiche
ira la Santa Sede le Autoritäa OCivalı. Vol 915—1954 Vatıkan 1954, Art.
bhs. 4 entlehnt (hıer sagl Menshausen ohl irrtümlı;ch Art 11 12) Hıer WIT: das
Dekanat des untıus auft eın Gewohnheitsrecht zurückgeführt, das in der Wiıiener Schlufß-
akte 18315 anerkannt worden sel. Dieses Gewohnheitsrecht aber, fährt Mens-
hausen fort, werde von nichtkatholischen Ländern, besonders VO. England, bestritten. Im
Berliner Diplomatıschen KOrps habe mäa  b in der Doyennatsfrage ine praktische Lösung
insofern gefunden, als dem jeweilıgen Vertreter des Apostolischen Stuhles im Einverständ-
n1ıs der anderen Missıonschefis 9°  us Gründen der Courtoisie®‘ das Doyennat zuerkannt
werde (Zırkularnote des Russ. Botschafters die Miıssıonschefis VOMM 17 1930,

460866). Gleichzelitig verweilst Menshausen auf den schon erwähnten Runderlaß des
Aprıl (1 1545 5 E 460872/6C0). Bei den Verhandlungen zwıschen Para-

phierung un Unterzeichnung des Vertrags erlangt dıe Doyennatsirage nochmals einige
Bedeutung. Vgl dieser Frage uch Schröcker, Der untıus als Doyen des Dıplo-
matıschen Korps (S. Anm 68) (Laut Fufßnote handelt es sıch hbeı diesem Aufsatz 95  1€
gekürzte Wıedergabe eines ortrags, der ım Jahre 1939 1m Ausschuß für Religionsrecht
der Akademie für Deutsches Recht ın Berlin gehalten wurde””.) Für uUunNns besonders inter-
essant sınd dıe Seiten des Auftfsatzes. Am Schluß he1ißt es ‚„„‚Tatsächlich haben S1C.
dıe diplomatische Vertretung des päpstlıchen Stuhles un das damıt verbundene Doyen-
nat In der Gestaltung des Verhältnisses Von Staat und katholischer Kirche in Dgutschlz}x_1d
als beständiger erwiesen, als dıe umfassende Regelung der beiderseitigen: Beziehungen iM
Reichskonkordat, dessen Bestimmungen schon nach wenigen Jahren der wirklichen Ent-
wicklung des staatlıchen Lebens mehr un: mehr entfremdet waren. Die hervorragende
Stellung Inı Diıplomatischen Korps, dıe das Doyennat dem Nuntiıus sichert, hat dem ber-
haupt der katholischen Kirche ıne dauernde politische intfluß mööglichkgit ıIn Deutsgh-land gegeben, die auf vertraglıchem Weg nicht erreichen War

Die Eınrichtung der Reichsnuntilatur im Jahre 1920 und dıe Erlangung des Doyennats
ım Jahre 1930 somit bedeutendere Erfolge kurialer Diplomatıe als der Abschluß
des Reichskonkordats 1mM Jahre 1933“ (S 246) Vgl hıerzu uch Defterleilz OTE bes

298



20 Ta die Anfrag A  n10ht bean tWortet ’Visft,‘‚ ahée;iommen  7ı  oa we1_‘de# dürfe, dafß
keine Bedenken bestünden 56

Im Rahmen des Art (Regelung der Militärseelsorge) hält Papén für
besonders erwähnenswert, daß künftighin das Einvernehmen zwischen dem
Hl Stuhl un der Reichsregierung ber die Person des ernennenden Bi-
scho{is hergestellt werden müsse un dafß der deutsche Kpiskopat ın dieser

Frage somıt ausgeschaltet sel.
Kın besonderer Stolz spricht AUuS der Erläuterung Art 29 (Regelung der

Minderheitenfrage), indem der Vizekanzler als „außergewöhnlich wiıich-
t1ges Zugeständnis®” hervorhebt, da{fß sich 1m Schlußprotokoll diesem Ar-
tikel der Hl. Stuhl verpflichtet habe, bel Konkordatsabschlüssen mıiıt anderen
Ländern darauf Bedacht Zzu nehmen, da{fß In esonderen bBestimmungen den
deutschen Minderheiten dieser Länder hinsichtlich des Rechts auf Gebrauch
der Muttersprache ın Seelsorge, Religionsunterricht und Vereinsleben die

gleichen FKreiheıiten gewährt werden, W1Ie S1e das Deutsche Reich den inner-
halb seiner (GGrenzen lebenden nichtdeutschen Minderheiten nach diesem

Vertrag gewährt. Er hebt dabei besonders hervor, ‚„„da{fß das erste Mal ist,
da{fß der Heilige Stuhl ın dieser orm sich ZU Minderheiten-Schutz bekannt
habe*® 87

Diese AÄnderung, daß die Anfrage den Reichstatthalter gerichtet werden musse
nach den bisherigen Entwürfen Wäar sı1e a dıe jeweıllige Landesregierung richten

mıt ın tiwa den tatsächlichen Verhältnissen Rechnung, w1e€e Ss1e sıch inzwischen aufrag
dem Gehıet der Beziehungen Reich-Länder ergeben hatten. Auf Grund des der Verord-
NunNngs ZUM Schutz VO. Vo und Staat VO Februar 1933 nach em März 1933
in fast alle Länder, die noch keine NS-Regierung hatten; Reichssta tthal ier entsand WOL-
den, die faktisch dıe Landeshoheıt ausübten. Das „Vorläufi (->  v Gesetz ZUTrC Gleichschaltung
der Länder mıt dem Reich““ VO März 1933 1933 L, 15931£.) legalısıerte diesen
widerrechtlichen Zustand der ‚‚Gleichschaltung‘‘ der Länder, hne jedoch dıe Länder als
solche aufzuheben un Te Hoheıt beseitigen. Gerade ım Hinblick auf eıne eventuelle
völlıge Beselıtigung der LAander, miıt der gerechnet werden mußte, hatte der HI Stuhl in
den Verhandlungen größten Wert darauft gelegt, daß seine Forderungen bezügliıch der
Sıcherung der bestehenden Länderkonkordate erfüllt würden (s 20f.); val. uch Pro-
emorl1a VOoO Oktober 1932, hıer AFı

folg, diese Sıcherung au tatsächlich erreicht (Art. und damit
uch beı einer eventiue

Gegenüber dem Er
Ilen Beseitigung der Länder die Weitergeltung der Länderkonkor-

date un mıt iıhnen eines wesentlichen Grundgedankens der Weımarer Reichsverfassung,
zumındest 1im Bereich des Staatskirchenrechts. gesichert haben, ist dieses geringe PE
geständnıs dı tatsächliche Entwicklung geringfügig, dulß es praktisch kaum eın
Gewicht besitzt. Schließlich konnte ja auch der HI Stuhl hbeı Verhandlungen ber einen
völkerrechtlichen Vertrag nıcht gul bestehende innerstaatlıche Ordnungen, uch WENI S16
zunächst vielleicht widerrechtlich zustandegekommen nd nachträglich gesetzlich sank-
tioniert worden N, ablehnen oder zurückweısen und aqdere O;dnungen wünschen, die
völlig außerhalb des Vertragsgegenstandes lagen.

87 Es ıst zZuiLreffend, daß ın einem Konkordat hiıer erstmalıg ıne solche Gegenselt1g-
keits-Bestimmun aufgenommen ist (Vgl dazu A. Scharnagl;, Das Reichskonkordat. In
Klerusblatt 14, 933, Nr om 11 1933, Zwar schützt auch schon das Pol-
nische Konkordat Vo 1925 (Mercatı, a.a.0 HAE T ın Art den hergebrachten
Sprachgebrauch natiıonaler Mınderheıten, ındem hıer bestimmt wird, dafß in den Diözesen
des lateinıschen Rıtus Änderungen hinsichtlich der Sprach*  C ın Predigt, Gebet und Unter-
welisung DUr mıiıt Genehmigung der Konferenz der Bischöfe des lateinischen Rıtus erfolgen
könnten. och ıst hıer der Minderheitenschutz nıcht Korm eıiner Gegenseitigkeitsbestim-

rochen. Vgl uch Art Ltal Konkordat Vo 14 1929,u W1€e iın Art. ausSStCSpP
indem wenigstens sichergestellt SL, da die Seelsorge ın der Sprache der Gläubigen a usS-

geübt werden kann, w as für 10ldtirol VOo  — besonderer Bedeutung ist Vgl hierzu ele-
gramm FPapens an Reichskanzler un: Außenministexf VOom 4. Julı (1 Vat. 263, L
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4So‘dann fofgt‚ eine lä'ngere Äuslassung flarübér, WI1e der Art 31 (betf.
katholischer Organisationen un Verbände) der bisherige Art 31 ist Jetzt
Art 32 geworden jetzt gestaltet wurde, welche Gruppen der katholischen
Verbände konkordatären Schutz genielen sollten8

In seinen Krläuterungen einzelner Konkordatsbestirhmungen Weist Papen
auch schließlich och darauf hin, dafß im „Zusatzprotokoll*‘, iIm sogenannten
Geheim-Anhang, eiıne Vereinbarung darüber getroffen sel, welche Behand-
lung die Geistlichen und Theologiestudierenden im Falle einer Einfühi‘ung
der allgemeinen Wehrpflicht erfahren sollten. „Dieser Zusatz ıst  e: mMIr wenl-
SCr wertvoll wegen der sachlichen Regelung, als der Tatsache, dafß
hier der Heilige Stuhl bereits mıiıt uns eine vertragliche Abmachung Tür den
KHall der allgemeinen Wehrpflicht triıfft. Ich hoffe, daß Ihnen diese Ah-
machung deshalb Freude bereitet. Sie MmMu selbstverständlich geheim behan-
delt werden“‘ö

E 4608320, Documents 5 6306, Dok.No. J04), das eıinen Zusatz des Vatikanbotscimafters
enthält. ın dem dieser Art erklärt, daß ıhn gerade ın Hınblick auf Südtirol ;  C-Bekräftigung bekannter ber neuerdings in Südtirol nıcht fest gewahrter Grundsätze‘*
für schr erwünscht aalte. Gegenüber der Hervorhebung’ dieses Artıkels als ,, 5a11außerordentlich Wichtiges Zugeständnis®‘ ıst  S 5  9 da diese Frage in den jahrelangenBemühungen Un das Zustandekommen eines VON. Anfang eın wesentlicher Beweg-grund für dıe Keichsregierung Wäar, eın Reichskonkordat abzus-:hließen und daher keine
Neuheit darstellt. Da diese Frage In dem Frühstadium schon iıne große Bedeutung hatte,
wıird deutlich aus der Niederschrift ber dıe Berliner Verhandlungen 11 RI 1921
zwischen Reichs- nd Bayer. Staatsregierung (S Anm. 41) sowle aAUSs der Anlage dem
Brief - des Reichsinnenministers Ööslers den Bayer. Gesandten in Berlın, VO  m} Preger,12 1921 (Abschrift GStA München, Ges Berlin Abg 1935, ol. Schriftwechsel
I921 2(48; vgl Deuerlein, 5} Allerdings hat dieser Punkt, soweıt bıs Jjetzt Teststell-
bar, 11 den verschiedenen Entwürfen der 0er Jahre noch keine feste Formuliıerung 56-
funden. Formuliert trıtt u15 dieser Minderheiten-Schutz erstmals entgegen soweıt das
heute gesagt werden kann ın dem Entiwurf des Prälaten Kaas, der iın den Akten des

‚„Zweiılter Entwurf VO  — Prälat Kaas Papen zugesandt‘‘ bezeichnet  S wird
(4 460/04/19).

Statt welterer Ausführungen dieser Bestimmung sSe1 NUr darauf verwlesen, dafß in
abschbarer Zeıt VO  —_ Dr E Deuerlein iıne Spezlaluntersuchung über den Art 51 —
arten se1in wırd, der hiıer nıcht vorgegriffen werden soll

8Y Dieser Geheim-Anhang (IL at 20€; 460840/41) wurde In den Tageq unmıttel-
bar VOT der Konkordatsdebatte 1mMm Deutschen Bundestag VO Maı 1959 Von der ‚„Lan-
desvereinigung ZULC Erhaltung un Förderung der christlichen Sımultanschulen in Rhein-
land-Pfalz“ 1111 Wortlaut veröffentlicht, wıe zahlreiche Pressestimmen berichtpten. Jedoch
brachte Nur eiın eıl der Tagespresse den Wortlaut (wıe Frankfuter Allgemeine Ze1l-
Lung . vom 9 während die ineısten Urgane sıch mıt einer blofßen Tatsachenmel-
dung begnügten. Der agllatorische Zweck War offenkundig, zumındest wurde durch

S&
as Verhalten verschiedener Kreise deutlich gemacht‘ (z. ‚„„Die Freıiheit®®, Maiınz, VO
30)  n 19506; Bericht der „Frankfurter Allg. Zeitung‘‘ om 1<. Aprıl 1956 ber Verlaut-
barungen des Hessischen Kirchenpräsidenten M Niemöller). Can 121 GIC ordert für
alle Kleriker die Immunität von Miılıtärdienst, öffentlichen AÄmtern und Aufgaben, die
dem geistlichen Stand nıcht geziemen. Die In dıesem Geheim-Anhang getroffene Regelungist  . diıe völkerrechtsvertragliche Anerkennung diıeser Vorschriuft des CC un: stellt keine
Neuerung dar. Vielmehr entspricht S1€e Salz den Befreiungsvorschriften für Geistlıche, wıe
816 schon das kaiserliche Deutschland kannte. Abs Wehrgesetz om 11 1888,
RGBI 1550 11; Gesetz €  $ GBI1I 18390 23; vgl Dänhardt, Klerus und
Milıtärdienst. Rom 1939, 25C4£.) Sıe ist gewissermaßen ıne Spezialregelung ın Krgänzung

Art Reichskonkordat, in welchem Kleriker generell gemäß can. 121 CI VOIl der
Verpflichtung ZUTrC Übernahme öffentlicher AÄAmter (wıe z. B eines Schöffen) freigestellt
werden. Daß ıne solche Regelung un ausdrücklicher Erwähnung einer eventuellen
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Z  p  c  7 Zur Ges;;hwht\edes Rei  h5kbéléofdéts( / °  V AbSéhlieiäéhci v?e‘ist der Vizekanzléi‘ Hitler fioéh äuf diél'G»'efahx;éh hin, lvcil>‘ie  dem Vertragsabschluß auf Grund der Nachrichten aus Deutschland über  Priesterverhaftungen u. dgl. drohen, gibt aber zugleich der Hoffnung Aus-  druck, daß der Ve  /  rtragsabgchluß ‚eine Ä1'*a der inneren Befriedung einleiten  wird““ 90,  ;  Botschafter von. Bergen schrieb am 3. Juli an den Reichsaußenminister  Fr  von Neurath %1, Herr von Papen sende ihm den Wortlaut des „gestern abend  endgültig vereinbarten Reichskonkordats“‘“ zu mit der Bitte um Überprüfung  der Formalien sowie mit einigen Bemerkungen zu KEinzelfragen. Daran  schließt er einen allgemeinen Stimmungsbericht. „Herr von Papen hat die  Verhandlungen mit Geschick und Verve geführt, die Erledigung offizieller  Konkordatsverhandlungen in vier Sitzungen ist ein Rekord und Novum; ohne  die ausgezeichnete Vorarbeit des Prälaten Kaas wäre dies nicht zu erreichen  gewesen.“ Auch er berichtet wie Papen von der Erschwerung der Verhand-  lungen infolge der Nachrichten aus Deutschland und gibt auch seinerseits  der Hoffnung Ausdruck, daß „das Konkordat wesentlich zur Unterbindung  der plötzlich auftauchenden kulturkämpferischen Tendenzen und zur all-  gemeinen Beruhigung beitragen‘“ kann.  Damit war da€ vorbereitende Stadium abgeschlossen, der Vertragsentwurf  Wicde£éinführung der éllgemeinen \Véhrpflicht‚ die ja durch den Vérsailler Fi'ie(len's-  vertrag Deutschland untersagt worden war, in diesem Geheim-Anhang, der ja Bestandteil  des Reichskonkordats ist, getroffen wurde, bedeutet nun keineswegs — wie schön be-  hauptet wurde — eine Vorwegbilligung der Aufrüstungspolitik des Dritten Reiches durch  den H. Stuhl; die, wie wir heute wissen, auf Krieg abgestellt war. Vielmehr muß’ diese  Regelung gesechen werden vor dem Hintergrund der Genfer Abrüstungskonferenzen, die  nach jahrelangen Vorverhandlungen nunmehr 1932 greifbare Erfolge zu bringen schienen.  Die Gleichberechtigung Deutschlands auf militärischem Gebiet — nach der damaligen  Situation hätte das Erhöhung der Reichswehr auf 2—300000 Mann bedeutet oder Ein-  führung eines Miliz-Systems — lag gewissermaßen in der Luft. Sie war regelrechter Ver-  handlungsgegenstand. (Vgl. dazu L. Zimmermann, Deutsche Außenpolitik in der Ära der  Weimarer Republik. Göttingen 1958, 441ff.; E. Eyck, Geschichte der Weimarer Republik.  Bd.2, 429{ff.; 465£.; P. Schmidt, Statist auf diplomatischer Bühne 1923—45. Bonn 1949,  230f£f.) Vor diesem Hintergrund gewinnt die Regelung im Geheim-Anhang ein völlig an-  deres Gesicht, niemand kann es dem HIl. Stuhl verdenken, daß er die Möglichkeit, die  praktische Verwirklichung des can. 121 CJC im Konkordat zu sichern, wahrnahm. Daß  aus allgemein politischen Gründen über diese Regelung Geheimhaltung vereinbart wurde,  ist gerade auch nicht überraschend und entbehrt jedes sensationellen Charakters.  Vom Oberkommando der Wehrmacht wurde diese Regelung auch getreulich durch-  geführt (vgl. Kirchlicher Anzeiger für die Diözese Aachen 6, 1935, 75; Archiv für Katho-  lisches Kirchenrecht, 1936, 288£f.; vgl. auch Geheim-Anweisung. des OKW [nur zum ver-  traulichen Dienstgebrauch] vom 14. 10. 1939 betr. Heranziehung von römisch-katholischen  Geistlichen und Theologiestudenten zum aktiven Wehrdienst).  90 Ein Schlaglicht auf die Bemühungen radikaler Parteikreise, durch Schaffung voll-  endeter Tatsachen das Konkordat doch noch hintertreiben.zu können, wirft der hand-  schriftliche Nachsatz Papens in seinem Brief an Hitler vom 2. Juli: „,P. S. Hier ist das  Gerücht verbreitet (und im Vatikan fragte man mich darnach), daß Kardinal Faulhaber  verhaftet und rigorose Maßnahmen gegen Domcapitel etc. ergriffen werden sollten. Man  wolle in Bayern Präzedenzfälle schaffen, um den Abschluß eines Concordats unmöglich zu  machen. Ich habe alles für ‚Märchen‘ erklärt — Schreibe es Ihnen aber doch, damit nicht  noch ein ‚Zwischenfall‘ -Jetztlich Alles in Fr  age stellt.‘“ — Vgl. dazu auch Bericht:des  Bayer. Ges. b. Hl. Stuhl vom 4. Juli 1933, GStA  Mürfllchen, Ges. Päpstl. Stghl 1041,Bl. 22? /24.  MN Vgt. 268, LS: E 469857.  \  301
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dem Vertragsabschluß auf Grund der Nachrichten aus Deutschland ber
Priesterverhaftungen u. dgl. drohen, gibt aber zugleich der Hoffnung Aus-
druck, dafß der Vertragsabgchluß ‚eıne Ara der inneren Befriedung einleiten
wird‘“J

Botschafter VO Bergen schrieb 3 Juli an den Reichsaußenminister
VOoNn Neurath J1l Herr vOon Papen sende ihm den Wortlaut des „gestern abend
endgültig vereinbarten Reichskonkordats“‘ mıiıt der Bitte Überprüfung
der Formalien sSOWI1e mıiıt einiıgen Bemerkungen Kinzelfragen. I)aran
schließt einen allgemeinen Stimmungsbericht. „Herr VO  — Papen hat die
Verhandlungen mıiıt Geschick und Verve geführt, dıe Erledigung offizieller
Konkordatsverhandlungen In vier Sitzungen ist ein Rekord und Novum: ohne
die ausgezeichnete Vorarbeit des Prälaten Kaas wäre 165 nicht erreichen
gewesen.“ Auch berichtet W16€e Papen on der Erschwerung der Verhand-
Jungen infolge der Nachrichten aus Deutschland un gibt auch seinerseıits
der Hoffnung Ausdruck, da{(ß ‚„das onkordat wesentlich ZUE Unterbindung
der plötzlich auftauchenden kulturkämpferischen ;T6nd(;nién un ZUr all-
gemeinen Beruhigung beitragen“ ann.

Damit War das vorbereitende Stacdium abgeschlossen, der Vertragsentwurf
Wicdeféinführung der éllgemeinen Wehrpflicht, die ja durch den Versailler LA  Fi'ie(lens-
vertrag Deutschland untersagt worden WAalL, in diesem Geheim-Anhang, der ja Bestandteil
des Reichskonkordats ıst, getroffen wurde, bedeutet un keineswegs WI1Ie schon be-
hauptet wurde eine Vorwegbilligung der Aufrüstungspolitik des Dritten Reiches durch
d  n Hl Stuhl; die, WI1Ie WIT heute wl1ssen, uf Krieg abgestellt Vielmehr muß diese
Regelung gesehen werden VOTLT dem Hintergrund der Genfer Abrüstungskonferenzen, die
nach jahrelangen Vorverhandlungen nunmehr 1939 greilbare Erfolge hringen schienen.
Die Gleichberechtigung Deuts-hlands auf miıilıtärischem Gebiet nach der damalıgen
Situation . hätte das Erhöhung der Reichswehr auf 2 300 000 Mannn bedeutet der Eın-
führung eines Miliz-Systems — lag gewissermaßlen In der uft S1e wWwWar regelrechter Ver-
handlungsgegenstand. (Vgl. dazu Ziımmermann, Deutsche Außenpolitik ın der Ara der
Weimarer Republık. Göttingen 1958, 441 I1.s Eychk, Geschichte der Weımarer Republik.
Bd.:2, Schmudt, Statıst au f diplomatıscher Bühne 1923—45 Bonn 1949,
) Vor dıesem Hintergrund gewinnt dıe Regelung 1ım Geheim-Anhang ein völlig an-
deres Gesıcht, nıemand kann dem HI Stuhl verdenken,; daß die Möglichkeıt, die
praktısche Verwirklichung des C all. 121 G4C 1im Konkordat ZU sıchern, wahrnahm. Daili
uUs allgemeın polıtıschen Gründen ber diese Regelung Geheimhaltung vereinbart wurde,
ist crade uch nicht überraschend un entbehrt jedes sensatlıonellen Charakters.

Vonm Oberkommando der Wehrmacht wurde diese Regelung uch getreulich durch-
geführt (vgl Kirchlicher Anzeiger für dıe 1Öözese Aachen 6, 1959, J; Archiv für Katho-
isches Kirchenrecht,; 1936,,vgl auch Geheim-Anweisung: des OKW \ nur ZUIMH VEeIr-

trauliıchen Dienstgebrauch | VO 1939 betr. Heranzıchung VOILL römisch-katholischen
Geistlichen und Theologiestudenten ZU aktıven Wehrdienst).

J Eın Schlaglicht auft die Bemühungen racıkaler Parteikreise, durch Schaffung voll-
endeter Tatsachen das Konkordat doch och hintertreiben können, wirfit der hand-
schriftliche Nachsatz Papens 1ın seinem Brıiet Hitler VO 2 Iulr 9 9 Hiıer ıst das
Gerücht verbreıtet (und im Vatıkan Iragte INa  en miıch darnach), da Kardinal Faulhaber
verhaftet und r1gorose Maflßnahmen Domcapıtel eiCc. ergriffen werden sollten. Man
wolle In Bayern Präzedenzfälle schaffen, 19508 den Abschluß eines Concordats unmöglıch
machen. Ich habe alles für ‚Märchen‘ erklärt Schreibe Ihnen ber doch,; damıt nıcht
noch ın ‚Zwischenfall‘ letztlich Alles iın ErS  SC stellt.“® Vgl dazu auch Bericht des
Bayer. Ges Hi Stuhl VO Julı 1933, StAMüpchen ; Ges Päpstl. Stghl 1041, BL.Aö1 I1 Vat 2 460850
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mıt Bitte Bevollmächtigung ZUr Paraphierungdes Reichskonkordats dem
Reichskanzler vorgelegt. Jetzt hatten diepolitisch letztlich Verantwortlichen
das Vertragswerk prüfen un entscheiden, ob 6S dieser 19888 VOT' -

liegenden orm abgeschlossen werden könne un solle

UMSCHAU

Die klassısche Orgel un: für die Tragfähigkeit des Tones
KHKaum sechr bedeutsam Hiervon SOWIE

Der Beitrag 99  1e€ Orgel die Könıgın VoO  ; der Anpassung des Instrumentes a
der Instrumente‘‘1 bereits erken- den Raum, soll nıcht weıter die KRede

eCc1in All das SC{ als selbstverständlichNC w as das Wesen der Orgel ausmacht
un: wWIEC etwa die mustergültige, die vorausgesetzt wenn auch leider diese
vorbildliche, W IC die echte und gute Or- Bedingungen keinesfalls berall WO einNne
ge] beschaffen SCIN Mu Orgel steht erfüllt sınd Erwähnt WEI' -

Wenn freilich uch CIMn großes In- den soll lediglich noch der Vollständig-
rumen un für sich viel mehr Ja keit halber, dafß natürlich auch nicht
schier ungeahnte Möglichkeiten der gleichgültig 1st welchem atz
Klangfülle und der hlangfarbe biıetet aum 1N€6 Orgel aufgestellt ırd Der
als 1Ne6€ mittlere oder erst recht 1N6 'Lon der Klang soll sıch Ja entfalten
kleine Orgel liegt der wirkliche Wert können., sol! den aum erfüllen Gar
der Königin der Instrumente doch nicht manche Orgel schon ıst leider dieser

ihrer TO Viel wichtiger, besser Beziehung recht stiefmütterlich eNan-
gesagt erstrangig, entscheidend ıst dıe delt worden und ristet daher SOZUSASECNQualität des Tones, die weiche2, Cc1N eiwas kümmerliches Dasein.
plastisch klare und edle Ansprache der
Pfeifen SUOWIE die Mischungsfähigkeit Die Dielfalt des Klangesund JIransparenz aller egister (Pfeifen-
reihen oder Stimmen) Die Vorausset- un ihre TenNZeEN
ZUNSECN hierzu sınd un leiben die DDis- Wie die folgenden Rechenbeispiele1  n oder die Wahl der KRegister, die nach der Kombinationslehre ZCISCNH, hıe-
Intonation, die Höhe des Winddruckes ten bereits kleine Orgeln 1ne stattliche
und nıcht zuletzt die konstruktion der
Pfeifen einschließlich Material der

un: Vo Uneingeweihten wohl kaum VCI -
utete Anzahl VOoO  a} Klangfarben, Klang-W indladen und der Trakturen möglichkeiten un: damit auch Klang-Die Anpassung der Disposition un stärken.

des Hegisterumfangs die Art und Eine ausgesprochene Kleinorgel mıt
Größe des Raumes, 58 dem die Orgel VIieTr Registern, die als Einzelstimmen
aufgestellt werden soll stehen mML den verwenden sind und die sich m 1l-
bereits genannten KEıgenschaften un: einander mischen lassen, die gut CCa
Voraussetzungen ENSC Zusammen- sammenklingen, verfügt über 15 Klang-hang Besonders die aße der Pfeifen, varıationen

der Kachsprache Mensuren genannt Rechnet IMNa  e noch andere Beispielesınd für den guten Klang Orgel durch etwa mıft Aur Registern
Klangmöglichkeiten) oder mıt

Diıiese Zschr 161 (195C) 50—57 Registern Klangmöglichkeiten),
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